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A. Kirchliche Gesetze, Verordnungen und

Verfügungen
Nr. 1) Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse von Pfarrern 

und 8nderen kirchlichen Mitarbeitern bei der Wahl in ein 
Gesetzgebungsorgan (Abgeordnetengesetz - AbgG) 
vom 2. ,,-\pril 1984) 

Pornmcrscl1c Evangelische Kirdll' 
Das Konsistorium 

Greifswald, 1 1. Scptcrnbcr 1997 

II/ 1 220- l - 2 l /97 

Nachstehend veröffentlichen wir das Kirchengesetz liber die 
Rcchtsverh:iltnisse von Pfarrern und ,1nderen kirchlil'.hen Mitar­
beitern bei der Wahl in ein Gesetzgebungsorgan 1 ;\bgeordnetcn­
gesetz - AbgG) vom 2. April 1984, das durch den Beschluß des 
Rates der Evangelischen Kirche der Union mit Wirkung vom 1. 
Juni 1997 für die Pommersche EvJngelische Kirche in Kraft ge­
setzt wurde. 
Hardcr 
Konsistori :11 [ldsident 

Kirchengesetz über die Rechtsverhältnisse von Pfarrern und 
anderen kirchlichen Mitarbeitern bei der \VahI in ein 
Gesetzgebungsorgan (Abgeordnetengesetz-AbgG) vom 
2. April 1984 (AßL EKD S. 251)

Änderungen in der Reihenfolge der Änderungsgesetze:

Lfd Änderndes Gesetz DMu111 Fundstelle 
Nr. ABL.EKD 

KGz.Änd.vonBestim- 14.6.1992 I992S.373 
111un,:,:c11 iihcr die Rcchls-
vcrhtiltrn"c von Pf:trrcrn 
und anderen kirchlichen 
Mitarbeitern bei der Wahl 
in ein Gesetzgebungsorg:rn 

Geänderte 
Paragraphen 

2 EinfG z. PfDG (Nr. 402) 15.6.1996 1996 S. 487 Überschrift, 
l, 4, 7, 8 

Geltungsbereich: 

Fundstelle der Ausführungs- Nr. der 
Inkraftsetzung und Ergtinzungs- gliedkirch!ichen 
im ABL.EKD bestimmungen Rechtssammlung 

EKU 
ehern. Bercicl1 W 
EKU - 1997 S. 67 
ehern. Bereich 0 
Anhalt 
Berlin-BrandenJ;?.s. 1997 S. 67 
-ehern. Region vst
Berlin-Brandenbg. 1985 S. 118 KG zum AbgG 

474 a 
-ehern. Region West v. 16.11.1984
schles, Oberlausitz 1997 S. 67 
Pommern
Rheinland 
641 

KiProv. Sachsen 
Westfalen 

1985 S. l 18 

1997 S. 67 
1985S.42 

AusfG zum AbgG 
V. 12. J. J 985

AusfG zum AbgG 796 
V. 16.J 1.1984

Kirchengesetz über die Rechtsverhiiltnisse von Pfarrern und
anderen kirchlichen Mitarbeitern bei cler Wahl in ein 
Gesetzgebungsorgan (Abgeordnetengesetz-AbgG) mm 
2. April 1984 (AilL EKD S. 251)

Die Synode der Evangelischen Kirche der Union - Bereich Bun­
clesrepublik Deutschlnnd und Berlin-West hat folgende., 
Kirchengesetz bc,c·hlossen: 

§ 1
( 1) Dieses Kirchengesetz betrifft clie Wahl eines MitZtrbeiters
in das Europäische Parlament. den Deutschen Bunclesl2g oder
clcis gesetzgebende Orgcin eines Landes.

(2) f\lilarbeiter im Sinne dieses Kirchcng:sclzcs ist. we1·
8) als Pfarrer im Sinne des Pfarrdienstgesetzes 11 in ein Pfarrdienst­

verhältnis oder in ein Probedienstverhiiltnis berufen oder als
Vikar in den Vorbereitungsdienst'' Jutgenommen worden ist,

b) im Sinne des Kirchengesetzes über dns Amt des Predigers in
der Evangelischen Kirche der Union 1' in ein Dicnstvcrh'iltnis
c1ls Prcdigc1· beru k n oder als ;\nw:1nn des Pt etligcram tc:, zu 111
P1obcdicnst zugcL1sscn worden ist.

c) im Sinne des Kirchenbeamtengesetzes"' zum Kirchenbeamten
berufen worden ist oder

d) im Dienst der Evangelischen Kirche cler Union, einer ihrer
G!iedkirchen oder einer Kör[lcrschntt innerhalb der Evangeli­
schen Kirche der l.lnion oder ihrn Clicderkirchcn m1lgn111d
eines privalreclulichen Dicnstvcrh,illnisscs bcschiirtigt i,l.

(3) Mitarbeiter im Sinne dieses Kirchengesetzes ist auch. wer
ordiniert ist und, ohne in einem Dienstverhältnis zu stehen. in­
nerhalb der Evangelischen Kirche der Union oder einer ihrer
Gliedkirchen am Dienst der öffentlichen Wortverkündigung und
Si1kr:1mentsvcrw,tltung teilhat.

§2
Will ein Mitarbeiter seiner Benennung als Bewerber um ein 
Mandat zustimmen. so hat er dies un\'erzliglich cler nach � 6 zu­
ständigen s.telle mitzuteilen. 

§3

ilJ Ist ein Milmbeitcr ,:ur Wahl gcstci',t. so darr er innerhalb 
der letzten zwei Monate vor Ablauf cles Wahltages clas Recht 
zur öffentlichen Wortverkündung uncl S8krarnentsverw,1ltung 
nicht ausüben. 

\Vahl in ein Gesetzgebungsorgan 
12J Ein ordinierter f\litarbcitcr. der i11 einem Dicnstvcrh,iltnis 
zur Kirche steht, ist fur dies Zeit zu beurlauben. Einern nicht­
ordinierten Mitarbeiter, der in einem Dienstverhältnis zur Kir­
che steht, ist während dieser Zeit aur Antrag Urlaub zu gewäh­
ren. 
(3) Für die Dauer der Beurlaubung ruht der Anspruch au I' Dienst­
oder Anwärterbezüge, Wartegeld, Vergütung oder Lohn; einem 
ordinierten Mitarbeiter kann aus besonderen Gründen ein Unter­
haltsbeitrag bis zur Höhe des Wartegeldes gewiihrt werden. 

§4
(1) Ein Mitarbeiter, der zur Wahl gestellt war. hat die nach§ 6
zuständige Stelle unverzüglich schriftlich zu unterrichten, ob er
gewählt ist und die Wahl annimmt.

11 Nr. 4flll., "*i 7 ff. PfAusbG (Nr. 4211).. '' Nr. 4311.. "N1\ .11111. 
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i2i Ein P1�,,Ter. crn l'recligcr ucln ein .-\nwhrtcr des Prcclrgcr­
Jmtes w1ra mit Wirkung von dem Zeltpunkt, in dem die Annah­
rneerklürung wirksam wird, unter Verlust der Dienstbezüge frei­
g·2stcllt. solern er sich nicht im Wanec,t:rncl oder im Ruhcst:md 
befindet. Flir die D:1uer der Wahrnehmung des \1andats ruht 
ein Anspruch auf Wartegeld. 
(1) Ein Vibr. ein Kirchenbe:1mtcr oder ein Mit:1rhciter, rlcr auf­
grund eines privatrechtlichen Dienslvcrh;i!tnisses l)cschtifligt ist,
ist von dem Zeitpunkt an, in dem die Annahmeerklärung wirk­
sam wird. beurlaubt. Für die Dauer der Wahrnehmung des �Jan­
cL1ts ruht clc:1· Anspruch auf Dienst- oder Anw;irtcrhczüge. Vergü­
tung oder Lohn.
(4) Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen, daß anstelle der
l<egelung clc:s Ah.< :1tzcs 3 auf Antrag die Arheit,zc:it eines 11icht
ordinierten \1itarbeiters bis auf 30 vom Hunde1 t der regelmä­
ßigen Arbeitszeit ermäßigt werden kann, wenn keine dienstli­
chen Grüncle entgegenstehen.
(5) Das gliedkirchliche Recht kann bestimmen. claß ein Unter­
haltsbeitrag gewährt 1verden kann, wenn die dem \Jandatsträger
zustehenden Bezüge hinter den Bezügen aus eiern kirchlichen
Dienst verhfünis zurlickbleihen.

Nach dc:r Wahl dm( ein Mitarbeiter bis zum Ende des Mandats 
d:is Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und Sakraments­
wrwaltung nur mit Zustimmung des zu_q:indigen Leitungsorgans 
ausüben. Bei einem Dienst in einer Kirchengemeinde ist ferner 
clas Einvernehmen mit dem zuständigen Superintendenten her­
beizuführen. 

§ 6

( 1 j Zust!indige Stclic im Sinne von§ 2 uncl § 4 Absatz I ist für 
die: Mitarbeiter der· Evangelischen Kirche der Union die Kirchen­
k,mzlei. 
(2) Für t.li,: Mitarhei'.er cler Ciicdkirche.n in pri\'�lll"echtlichen
Dienstverhältnissen ist zusttindjge Stelle die jeweilige An­
srellungskörpersclnCt, für alle übrigen \fäarbeiter sowie für Pfar­
rn in pri1 ;1trechtlichcn Dienstvcrhiiltnisscn das Konsistorium 
(Landeskirchenamt). Sofern das Konsistorium (Landeskirchen­
amt) nicht selbst Empfänger der Mitteilung ist, h::it ihm die An­
stt'llungskorpersehilft eine Abschrift der Mitteilung zuzuleiten. 

( 1) Tritt ein Pfarrer oder ein Prediger nach der Beendigung des
Mandats nach§ 82 des Pfarrdienstgesetzes in den Wartestand, so
erhält er Wartegeld nach Maßgabe der besonderen kirchen­
gesetzlichen Bestimmungen, wenn und soweit ihm nicht ein
Übergangsgeld oder eine Altersentschädigung gewährt wird.
(2) Wegen der Rechtsstellung der übrigen Mitarbeiter nach der
Beendigung des Mandats erlassen die Gliedkirchen die erforder­
lichen Bestimmungen.

§8

(]) Die wr Ausführung und Ergänzung dieses Kirchengesetzes 
erforderlichen Bestimmungen erlassen die G!iedkirchen für ih­
ren Bereich, für die im unmittelbaren Dienst der Evangelischen 
Kirche der Union stehenden Mitarbeiter der Rat 

1 2) ln Eigtrnzungshcst1mmu11gcn soll 1nsbc:so11dcrc  rü1hcr be­
stimmt werden, welche Rechce uncl Pflichten cle, Mitarbeiters
während einer Freistellu;ig, eines W8nestandes oder eine1· Be­
ud:1uhung ruhen.
(3) In Ergcinzungsbcstimmungcn ka;rn bestimmt werden. daß
ein Mitarbeiter in einem gliedkirchlich besonders geregelten
Dienst un:ibhiingig von cler Art scinc.1 Dienstverhliltnisses ei­
nem anderen in§ 1 aufgeführten Mitarbeiter g;rnz oder teilwei­
se gleichgestellt wird.
(4) Das gliedkirchliche Recht kann bestilllmen. cl81) Bestimmun­
gen dieses Kirchengesetzes duch Cür clic \V;1hl eines MitarL,citcrs
in ein kommunales Vertretungsorgan gelten sollen.

Dieses Cesetz tritt t'Lir die Ev:rngclischc Kirche llcr Union am 1. 
Juli 1984 111 Kraft. Es wird vom Rat für J1c Glieclkirchen in Kraft 
gesetzt. nachdem diese. jewei 1s zugesti rnrnl haben. 

Nr. 2) Ordnung der Kammer für Kirchenlllusik vom 26. Septem­
ber 1997 

Pommersche Evangelische Kirche Greit\wald, den 10. November 1997 
Das Konsiqoriu111 

D 1/Nx. 307-lll - 8/97 

�achstchend veröffentlichen wir clic Ordnung cler Kammer für 
Kirchenmusik mit der ßittc um ßeachtung. 

Für das Konsistorium 
Dr �ixdorC 

Oberkonsistorialrat 

Ordnung der Kammer für Kirchenmusik der 

Pommerschen Evangelischen Kirche 

l. i\ 1 lgemcincs

Die Kammer für Kirchenmusik dient cler Förderung und Ptlege 
clcr Kirchenmusik. Sie hnih:ichtct Lias kirchcnrnusikalische Ge­
schehen, gibt dazu Anregungen und ni mrnt zu wichtigen kirchen­
musikalischen Fragen Stellung. 
Aur Beschluß des Konsistoriums können cler K:1mmer auch auf­
sichtliche Aufgaben für das Gebiet der Kirchenmusik übertragen 
werden. 

2. Aufgaben

Die K8mmer hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Beratung der Organe der Pommerschen Evangelischen Kir­
che aufkirchenmusikalischem Gebiet, auch in dienstrechtli­
chen Angelegenheiten,

b) Förderung der Aus-, Fort- und Weiterbildung der Kirchenmu­
sikerinnen und Kirchenmusiker,

c) Koordinierung der kirchenmusikalischen Aktivitäten auf der
Ebene der Pommerschen Evangelischen Kirche,

d) Mitwirkung bei der Aufstellung uncl Änderung cles Iancles­
kirchlichen Stellenplans für Kirchenmusiker.
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e) Mitwirkung bei der Berufung der Landcskirchenmusikdirck­
lorin / des L1mlcskirchcnmusikclireklors, der L:mdesposau­
nenwartin/ des l"andesposaunenw:,rtes, der Landessingewar­
tin / des Landessingewartes, der Orgelsachverständigen /
des Orgelsachverständigen,

f) Mitwirkung bei der Bestätigung von Kreiskantorinnen und
-kantoren,

'.,') Mitwirkung hci der Erarbeitung kirehcnmusikalischcr Vor­
schri rtcn, 

hJ Zustimmung zur Verleihung des Titels „Kirchenmusikdirektor" 
i) Begleitung der Arbeit der oder des Orgelsachverständigen

3. Zusammensetzung

Der Kammer gehören Mitglieder von Amts wegen und berufene 
tvl itglieder an: 

A) Mitglieder von Amts wegen sind:

1. die Landeskirchcnmusikdircktorin oder der Landcsl-;irchcn­
musikdirektor.

2. die Landessinge- und posaunenwartin oder der L:rndessinge
und -posaunenwart,

3. die oder der OrgelsachverstäncJige.
J. die oder der Vorsitzende des Vcrb:rndcs Evangelischer Kir­

chenmusikerinnen und Kirchcnmmikcr in der Pommerschen
Evangelischen Kirche,

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Instituts für Kirchen­
musik und Musikwissenschaft

6. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Konsistoriums

BJ Die Kirchenleitung herurt drei weitere Mitglieder lür die 
Dauer von sechs Jahren. Sie werden 1'0111 Konvent der Kirchen­
musikerinnen und Kirchenmusiker der Pommersehen E\',mgeli­
schen Kirche vorgeschlagen. 
Sie bleiben bis zur Neuberufung im Amt. 

4. Arbeitsweise

Die Kammer tritt mindestens zweimal jährlich zusammen und 
ist beschlußfähig. wenn mindestens die Hälfte der tvlitglieder 
:,nwesencl ist. Sie wföll cine/n Vorsiczcndc/n und cinc/n stcllver­
tretencle/n Yorsitzendc/n für die Daun 1·on sechs jahrcn Sie blei­
ben jeweils bis zur Neuwahl einer/eines Vorsitzenden im -\mt. 

5. Inkrafttreten

Die Ordnung tritt am 26. September 1997 in Kraft. 

Greifswald, den 26. September 1997 Die Kirchenleitung 
der Pommerschen Ev. Kirche 

Berger 
Bischof 

Nr. 3) tvlaterialangcbot ;,ur Jnhreslosung 1998 

l'om111e1,chc Evangelische Ki1cl1c Grcifsw,1ld. clc11 9. Oktober 11)lJ7 
Das Konsisto1iu111 

1/Nx. 396 - 9/97 

Nachstehend verölTentl1chen wir eine Mitteilung zum Matcri:tl­
angebot zur Jahreslosung 'CJ8 mit der Bitte. entsprechende ßt'­
stellungcn direkt beim Kunstdienst der s:ichsischcn Landeskir­
che vorzunehmen. 

Der Kunstdienst der Ev.-Luth. Landeskirche Sachsens bietet iln: 

Materi:1I zur Jahrcslosun.'-' 1998 -Di:is und Texte 

12 Fmbclias in Folient.:ische: 
36 Textseiten: Exegetische, theologische und praktische Vorbe­

merkungen. 
Bildbetrachtungen mit methodischen Vorschlü­
gen, K.:inon. Anstöl.\c - Texte zum Nachdenken 

Vcrr,1sscr: Peter Vogel. klinttiger DircUor llcr 
Ev. Akademie Meißen 

Preis: 17,50 Dtvl 

Bildkarten der Jahreslosung (DIN A 6) 
Staffelp1eis: ab 10 Sti.ick je -,60 DM 

ab 50 Sl(lck je -,50 DM 
ab 100Stlickje-.40DM 

Poster 
DIN A 4 
DIN A 3 

3,-Dlv1 c1b 10 je 2,-DM 
5,-Dl\.1 ab l O je 4,-DM 

Siirntlichc Preise zuzüglich Porto. 

Beste! 1 ungen werden erbeten an: 

Kuns tel ienst-B ildste! /e 

Hous der Kirche, HUl//ll.\l/'/1/ic 23, ()]{)97 Orc,dcn 

Tclc/011 !03 51) 8 12 43 72. Tde/<11 (03 5! ! 8 J 2 43 74 

B. Hinweise auf staatliche Gesetze und

Verordnungen

C. Personalnachrichten

Beauftragt 

mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Landeskirchen­
musikerwartes im Nebenamt wurde cler Kantor Martin Ohse 
Anklam, ab 1. Oktober 1997_ 
Zugleich wurde ihm der Titel „Lancleskirchenmusikclirektor'· 
beigelegt. 

Entlassen 

OKR Burghard Winkel mit Wirkung vom 1. Januar 1997 aus 
dem Dienst der Pommerschen Evancrelischen Kirche zwecks 
Übernahme in den Dienst der EKD zu

0 

diesem Zeitpunkt. 
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Pfarrerin Christiane Apitzsch-Pokoj hat den Dienst in der Kir­
chengemeinde Sonnenherg. Kirchenkreis Pasewalk. heendet uncl 
ist zum 1. Oktober 1997 in uie Kirchenprovinz Sachsen zu­
rückgekehrt. 

Wartestand 

Pfarrer Manfred Krüger aus Prohn. Kirchenkreis Barth, wurde 
zum i. Nmemher 1996 gemäß § 4() PfDG in den Wartestand 
versetzt. 

Pfarrer Jürgen Kath, Papendorf, Kirchenkreis Pasewalk. wur­
de wm 1. März 1997 in den Wartestand versetzt. 

Ruhestand 

Pfarrer Gerhard Schneidereit. Prerow, Kirchenkreis Stralsund, 
wurde zum 1. Fehruar 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Pfarrer Manfred !\letz aus Usedom. Kirchenkreis Greifswald. 
wurde zum 1. April 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Pfarrer Rudolf Böttcher aus Patzig, Kirchenkreis Stralsund, wur­
de zum 1. Juni 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Pfarrei· Eckhard Kunsch aus Barth, Kirchenkreis Stralsund. wurde 
wm 1. Juli 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Pfarrerin Barbara Schnciclcreit, Prerow, Kirchenkreis Stralsund. 
wurde zum 1. August 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Pfarrerin Anne MargaretheBindemann, Stralsund, Kirchenkreis 
Stralsund, wurde zum 1. September 1997 in den Ruhestand ver­
setzt. 

Kirchenverwaltungsrat Hans-Jörg Wiener, Konsistorium, wur­
de zum 1. September 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Pfarrer Christoph Wittenberg, Löcknitz, Kirchenkreis Pasewalk, 
wurde zum 1. Oktober 1997 in c!en Ruhestand versetzt. 

Kirchenverwaltungsrat Horst Maladinsky. K irchem'erwaltungs­
amt Greifswald. wurde zum 1. Oktober I 997 in den Ruhestand 
versetzt. 

Pfarrer Rudolf Schwerendt, Gingst, Kirchenkreis Stralsund, 
wurde zum 1. November 1997 in den Ruhestand versetzt. 

Verstorben 

Propst i.R. Siegfried Lange, zuletzt Propstei Stralsund, ist am 
16. Mai 1997 im ALter von 81 Jahren verstorben.

Pfarrer LR. Friedrich-Wilhelm Steinke, letzte Pfarrstelle 
Ducherow, Kirchenkreis Greifswald, ist am 8. September 1997 
im Alter von 87 Jahren verstorben. 

D. Freie Stellen

Die Evangelische Kirchengemeinde St. Jacobi in Gingst/Rügen 

sucht zum baldmöglichsten Termin 

eine Pastorin / einen Pastor. 

lvlit der Pfarrstelle ist die Kirchengemeinde \\'aase \'erbunden. 
Die Kirchengemeinden Gingst mit der Inselgemeinde Waase/ 
Ummanz haben ca. 900 Gemeindeglieder bei ungefähr :;.000 
Einwohnern. Die Jacobikirche Gingst ist etwa 700 Jahre alt uncl 
hat eine hisrorische Barockorgel (Baujahr 1790 von Christian 
KindtenJ. In der Marienkirchc der Insel Umrnanz ,r,1s dem 15. 
Jahrhundert steht ein Antwerpener Altar aus dem Jahre 1520. 
Ein Altenheim in Gingst und eine Kapelle in Boillc\itz gcl1ören 
als Predigtstätten dazu. 

Schwerpunkte der Arbeit des zukünftigen Stelieninhabers: 
- i\ufzub;1ucnde Kinder- und Jugendarbeit
- Gottesdienste und Gesprächsgruppen
- Fortführung und Erweiterung der Zusammenarbeit
mit Nachbargemeinden

- Urlauberarbeit in Gingst und Waase
(z.13. Sornrnermusikprogramrne)

- Regelmäßige Seniorenarbeit

Eine geräumige Wohnung im restaurierten Pfarrhaus in Gingst 
mit Pfarrgarlen steht zur Verfügung. 

I3cwerhu ngcn ,ind an das 
Konsistorium der Pommerschen E,,a11gclische11 Kirc/1e 

Bai111l10(,traßr 35136. 17489 Grei/\wald 

zu richten. 

Kirchlicher Dienst an Urlaubsorten im Ausland 

1998 

Schreiben clcr EKD I orn 12. September 1997 

Nachstehend veröffentlichen wir clas o.g. Sehreihen der Evc1nge­
lischen Kirche in Deutschland mit der Bitte um Beaclltung. 

Ehricht 
Oberkom:.i.1., torialn1t 

Kirchlicher Dienst an Urlaubsorten im Ausland 1998 

hier: Bekanntgabe der ausgeschriebenen Orte 

Auch in diesem Jahr bitten wir Sie, uns bei der Vorbereitung des 
Kirchlichen Dienstes an Urlaubsorten im Ausland behilflich zu 
sein und diesen Dienst frühzeitig anhand der beigefügten Orts­
listen in Ihren Amts- und Mitteilungsblättern auszuschreiben. 

Kirchen und Gemeinden in den Urlaubsländern �ind darauf an­
gewiesen, daß beauftragte Pfarrerinnen und Pfaner aus den Glied­
kirchen der EKD diesen ökumenisch orientierten Dienst an 
deutschsprachigen Urlauberinnen und Urlaubern wahrnehmen. 
Die Chancen und Möglichkeiten freizeitorientierter kirchlicher 
Arbeit im ökumenischen Kontex sind erheblich. Um sie zu nut­
zen, sind dafür auf Seiten der Urlauberpfarrerinnen uncl -pfarrer 
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Beweglichkeit, Aufgeschlossenheit und die Fähigkeit erforder­
lich, sich einfühlsam auf Gottesdienste einzustellen, an denen 
nicht nur Gäste aus Deutschland, sondern auch Menschen unter­
schiedlicher Konfession aus verschiedenen Ländern teilnehmen. 

Die Erfahrungen aus diesem Bereich strahlen in die Gemeinden 
zurück. Auch die Heimatkirche ist den Anforderungen, die aus 
unserer mobilen Gesellschaft erwachsen, ausgesetzt. Darum ge­
ben Erlebnisse und Erfahrungen aus der Urlauberseelsorge neue 
Impulse für den parochialen Dienst. 

Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie gerade jüngere Pfarrerinnen 
und Pfarrer auf diesen interessanten und auch die eigene 
Gemeindearbeit bereichernden Dienst aufmerksam machen 
könnten. Dennoch sind wir nach wie vor auf den Dienst von 
älteren Pfarrerinnen und Pfarrern angewiesen und wir nehmen 
diesen auch dankbar an. Jedoch halten wir an der Altersgrenze 
von 70 Jahren weiterhin fest. Auch sind wir bemüht, nach Mög­
lichkeit eine Stelle nicht öfter als 6-mal hintereinander mit der­
selben Person zu besetzen, um ein „Gewohnheitsrecht" sowohl 
bei den Gemeinden und ihren Gästen als auch bei den Pfarre­
rinnen und Pfarrern zu vermeiden und die Vielfältigkeit in der 
Urlauberseelsorge zu erhalten. Wir bi"tten Sie, wenn eine Be­
werberin oder ein Bewerber für diesen Dienst nicht geeignet 
ist, Ihre Zustimmung nicht zu erteilen (siehe den vorgesehenen 
Vermerk auf dem Bewerbungsformular). 

Wir bitten ferner, den noch im aktiven Dienst stehenden 
Urlauberpfarrerinnen und-pfarrern einen Sonderurlaub von 14 
Kalendertagen (bei einer Dienstzeit von vier Wochen) zu ge­
währen und diese Regelung mit zu veröffentlichen. 

Die Urlauberpfarrerinnen und-pfarrer tragen die Kosten für Fahrt, 
Unterkunft und Verpflegung selbst. Als Aufwandsentschädigung 
erhalten sie ein pauschales Entgelt in Höhe von 1.120,00 DM 
für einen 28-tägigen Dienst (bei kürzeren Einsätzen verringert 
sich die Pauschale) an allen Einsatzorten. Lediglich bei Orten 
der „Kategorie B" in Österreich (siehe Ausschreibungsliste), in 
denen eine Wohnung für die Urlauberseelsorge (nahezu) miet­
frei zur Verfügung gestellt wird, werden 560,00 DM für einen 
28-tägigen Dienst gezahlt. Wir weisen die Beauftragten darauf
hin, daß dieses Entgelt steuerpflichtig und von ihnen der Ver­
steuerung zuzuführen ist.

·Da die Beauftragten sich ihre Quartiere in der Regel selbst be­
sorgen müssen, sind sie darauf angewiesen, möglichst frühzeitig
zu erfahren, für welchen Ort sie mit der Urlauberseelsorge be­
auftragt werden. Daher bitten wir Sie, die bei Ihnen eingehenden
Bewerbungen mit Ihrer Stellungnahme umgehend an uns weiter­
zuleiten. Auch spät eingehende Bewerbungen sind uns noch will­
kommen, da wir erfahrungsgemäß oft für kurzfristig abgesagte
Dienste Ersatz stellen müssen. Bitte verwenden Sie den \'(,rclruck,
den wir als Muster beigefügt haben.

Wir behalten uns vor, die auf der beigefügten Liste angegebenen
Orte und Zeiten in einzelnen Fällen Zll ändern und bitten hier­
für um Verständnis.

Besonders wciscn wir schließlich ;wt' die Orte hin, in denen eine
mehrmonatige Beauftragung fiirdie „Lrngzeiturlaubcrscehurge"
vorgesehen ist. Es ist oft nicht einfach, hierfür Pfarrerinnen und
Pfarrer zu finden. Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns geeig­
nete Personen benennen könnten. die zu solch einem Dienst

bereit und in der Lage sind. Für die Aufwandsentschädigung in 
der Langzeiturlauberseelsorge gilt eine Sonderregelung. 

Für die bisherige gute Zusammenarbeit im Bereich der Urlauber­
seelsorge im Ausland danken wir und bitten auch im kommen­
den Jahr um Ihre Unterstützung und Mitarbeit 

Anlagen 

1 Ortsliste 
Bewerbungsbogen 

Liste der Orte, in denen im Jahre 1998 

ein Kirchlicher Dienst vorgesehen ist 
(Änderung vorbehalten) 

DÄNEMARK 
Allinge/Bornholm 
Blaavand/Westjütland 
Ebeltoft/Ostjü tland 
Hals/Nordjütland 
Henne Strand/Westjütland 
Lokken u. Hune-Blokhus/N.-jütland 
M arielyst/Falster 
Pou lsker/Bornhol m 
Nordby/Fano 
H vide/Fano/N .-jütland 
Kongsmark/Romo 

FRANKREICH 
Le Cap d'Agde/Languedoc 
La Grande Motte/Carmargue 
Port Griniaud/Cote d' Azur 
Insel Oleron 
Arcachon/Mimizian 

GREICHENLAND 
Insel Kos 

ITALIEN 
Bardolino und Campingpiatz Lazise 
Bibione Pineda und Lido de! Sol 
Brixen 

Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 
Mitte Juni bis August 

Juli und August 
Juli und August 
Juli und August 
Juli und_August 
Juli und August 

Mai bis September 

Juni bis September 
Juni bis September 
Ostern 
Juli bis September 

Bruneck/Pustertal Juli bis September 
Cava] 1 ino/ Adria, Union Campingplatz Mitte \foi bis 

Malces i ne/Gardasee 
Naturns und Partschins/Südtirol 

Schlanders/Südtirol 

Sexten/Südtirol 

St. Ulrich/Grödnertal 
Suldcn/Südtirol 

Mitte September 
Juli bi, Se;,tembcr 
Ostern 
Juli bis Sc;,tember 
Mitte Juli bis 
Mitte September 
Weihnachten 
Juli bi, September 
Juli lm September 
Ostern 
Mitte Juli bis 
Mitte September 
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NIEDERLANDE 
lnsel Ameland/Pnesland 
Caclzand/Zccl:rnd 
Callantsoog und Den Helder nördl. 
,\lkmaar (J ulianado,p) 
Domburg und Oostbpelle/Walchern 
Renesse 
Insel Sehmiermonnikoog/Fricsland 
Insel Texel/Nordholland 
Insel VlieLmd/Fricsland 
Zoutel ande/Walchern 

· Petten und Schoorl

POLEN
Gizycko/1\l asu rcn
Karpncz/Wang Riesengebirge

UNG,\RN
S iofok-Bal atonszarszo

Kcszthc-ly-Balatonfü red

ÖSTERREICH 

Ostern 
Ostern 
Ostern 
Ostur1 
Ostern 

----

Juli uml August 
Juli und August 
Juli und August 
Juli und August 
Juli und August 
Juli und August 

l\lai bis Augusl 
Mai bis September 

Mitte Juni bis 
Mille August 
1'vlittc Juni bis 
Mitte August 

(alle nicht gekennzeichneten One gehören in Kategorie AJ 

Burgenland 
TI Bad Tatzmnnnsclorf 

Neusiedl a. See und Gols 

Kärnten 
TI Afritz/Feld a. See 

Bad Klcinkirchheim/Wieclweg 
Egg bei Villach 

TI G münu unu Fischertr:illen 
n Hermr1gor und Watschig/ 

Juli und August 
Juli und August 

Juli und August 
Juli oder August 
Juli und August 
Juli ouer August 

Pressegger See Juli und August 
Kötsck1ch-Mauthcn unu Trcßuorf Juli unu August 
Krumpendorf und Pörtschach Juli rnd Ai.:gust 
Maria Wörth Mille Juli bis 

Klopein 
TI 1\1 illst:1tt 
B Obervellach 
n Ossiach unu Tschörnn 
n Techendorf 
B Velden und Mossburg 

Weißbriach 

Niederöstereich 

ß Baden bei Wien 
Mitterbach a. Erlaufsee 

ß Region Semmering-Rax­
Schneeberg 

Operöstereich 
Attersee und Weyregg 

ß Bad Hall 
ß Gmunden 

Mondsee urid Unterach 
ß Schmnstein 

St. Wolfgang mit Strobl 

Mitte September 
Juli und August 
Juli und August 
Juli und August 
Juli und August 
Juni bis September 
Juli und August 
Juli oder August 

Juli und August 
Juli oder August 

Juli oder August 

Juli und August 
Juli oder August 
Juli und August 
Juli und August 
Juli 
Mitte Juni bis 
Mitte September 

Amcshlatt 

Osttirol 

ll Lienz unu Umgebung 

Tirol 

Fulpmes und Neustift 

Imst und Ötz 
Jcnbr1ch und Umgebung 
Kitzbühel 

n Kufstein 
Landeck und St. Anton 
I\Iayrliofe11 und Fügcn 
Pertism: uncl Achenkirch 

ScrfotVi 
Seefeld 

Sölden und Huben/Ötztal 
n Wildschönziu und Wörgl 

Salzburg 
B B:ld Gastein 

Salzburg und Umgebung 
Bad Hofgastein/Badgastein 

Il Golling und Hallein 
Lofer 

D :tvlittersill 

Scckirchcn/Fbchgau 
Wagrein und Werfenweng 
Zell a. See 

Steiermark 

Juli b1, September 

Mille Juli bis 
Mitte September 
Juli und August 
August 
Mitte Februar bis 
l\lille März umJ 
Mitte Juni bis 
Mitte September 
Juli uncl August 
Juli oder Augusr 
Juli und Augmt 
Weihnr1chten 
Juli und August 
Fchruar/Mi1rz 
Januar bis März uncl 
Mitte Juni bis 
Mitte September 
August 
Juli unrl i\ugusl 

Mni bis September 
Juli uncl August 
Juli und Augusl 
August 
Juli und AugusL 
lvlitte Juni his 
Mitte September 
J u I i und August 
Juli ocler Augmt 
Juli uncl August 

i27 

Bad Aussee und Bad Mitterdorf Juli und Augu,', 
R8msau Juli und August 

Vorarlherg 
TI BlJdenz 

Bregenz 
Feldkirch 
Schruns 

Juli uncl August 
Juli und August 
Juli und Ac1gust 
Juli und August 

Langzei turlau berseeisorge 

Arco/Gardasee 
Algarve 
Mallorca 
Gran Canaria-Nord 
Rhodos 
Teneriffa-Nord 
Bilbao (Gemeindedienst) 

April bis Oktober 
April bis Oktober 
1.9.1998 bis 30.6.1999 
1.9.1998 bis 30.6.1999 
1.9.1998 bis 30.6.1999 
1.9.1998 bis 30.6.1999 
1.9.1998 bis 30.6.1999 

Zur Vorbereitung auf die Urlauberseelsorge lädt das Kirchenamt 
der Evangelischen Kirche in Deutschland die mit der Urlauber­
seelsorge beauftragten Pfarrerinnen und Pfr1rrer zu einem 1-tägi­
gen Gespräch nach Iserlohn ein. Getrennt nach Urlaubsregionen 
findet die Tagung in der Zeit vom 16. März 1998 bis 20. März 
1998 statt. 
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BEWERBUNG 

um einen Dienst als Urlauberpfarrerin/Urlauberpfarrer im Ausland 

(NZlme, VornZlme) 

(Amtsbezeichnung) 

Emeritus: j:1 / nein 
\Venn ja, seit wann·1 

An (NZlmc und Anschrift der Kirchenleitung) 

durch Superintendent / Deknn: 

(Geb.-Datum) 

lch bewerbe mich um einen /\urtrag als Urlaubcrprarrcr/in in: 

(L1nd) (Ort) 

ersatzweise: 

(PostleitzZlhl, Ort) 

(Straße, Haus-Nr.) 

(Tclet'on, Juch Vorwc1hl) 

(Zeit) 

Heft 1 o - 1 1 1 997 

(DZltum) 

Begründung l'ür den gewünschten Einsatzort (z.B. bestehende Partncrschat't. Verbindung zu vorhandenen örtlichen k ircilliclic11 Ein­
richtungen, aus persönlichen Gründen etc.): 

Für den Urlaubsseelsorgerdienst steht mir ein Pkw zu Verfügung? ja / nein 

Ich reise allein 
mit Ehefrau/Ehemann 
mit Kindern 

□ 

□ 

□ 

Ich war bereits Urlauberpfarrer/in in (Ort. Jahr): 

( .......... Mädchen. Alter . 
(...... Junge(nJ. /\lter 

Ich habe an dem gewünschten Einsatzort bereits ein Quartier gemietet 
Ich stehe bereits in Verhandlung wegen eines Quartiers 
Ich bin unabhängig, da ich mit eigenem Wohnwagen reise 
ich habe noch kein Quartier in Aussicht 

Für die Überweisung der Beihilfe des Kirchenamtes der EKD in Hannover nenne ich folgendes Konto: 

Konto-Nr.: .................................................................................................. . 

BLZ: ..................................................................... Bankinstitut: 

(Unterschrift) 
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(Name und Anschrift der Gliedkirche) 

urschriftliche we:tergeleitet: 

An das 
Kirchenamt EKD 

Hauptabteilung III 

- Kirchliches Außenamt -

Postfach 210220

30402 Hannover 21 

mit folgendem Vermerk: 

E. ,veitere Hinweise
Nr. 4.) Kultur lile - Jugend-Kulturaustausch International -

Das neue Programm !"ur 1998 von ku/tur life ist da! Der Verein 
wendet sich an Jugendliche bis zum Alter von 18 Jahren. Einer­
seits sucht !atl/{11 lijc· für Frühjahr und /oder Sommer 1998 wil'­
der nette Gastfamilien, die sich auf diese Weise „die Welt ins 
Haus" holen wollen, um bleibende Freundschaften entstehen zu 
lassen.Andererseits werden wieder mehrwöchige Reisen zu aus­
gesuchten Gastfomilien in vielen Uindern angeboten - die opti­
maleArt, eine andere Sprache und Kultur kennenzulernen 1 Ebenso 
möglich: Halh- und G:mzjahres:rnfenthalte in Frankreich, den 
US,A und Kanada. 

Bei Interesse wenden Sie sich bitte an: 
kultur life e. V. 
Jungfernstieg l 4, 24 l 03 Kiel 
Telefon (04 31) 9 30 54, Fax (04 31) 9 30 58 

oder an: 
Eva-Maria Kehnscherper 
Telefon (0 39 81) 20 24 27, Fax (0 39 81) 20 24 27, 

. ' 

F. Mitteilungen für den Kirchlichen Dienst
Nr. 5) Berichte von der Landessynode 

· '· 

Nachstehend veröffentlichen wir den Bericht der Kircheril,�itung 
für dieTaaunu der Landessynode vom l 4. bis 16. November 1997 

ö ö 

sowie den Bericht des Diakonischen Werkes. 

(Ort, Datum) 

(Unterschrift) 

Kirchenleitungsbericht - Landessynode 

Die Kirchenleitung kam in der Berichtszeit J l mal zujeweils ein­
tägigen Sitzungen in Greifswald wsammen. Vom 29. - 31. Au­
gust fand erstmals ein gemeinsames Treffen der Kirchenleitungen 
der drei Landeskirchen von Med:lenburg, Nordelbien und Pom­
mern in Züssow statt. Vom 12. - 14. September beteiligte sich die 
Kirchenleitung an einem Treffen der EKU-Kirchcnkitungcn in 
Bonn. Zu den regelmäßigen Tagungsordnungspunkten gehörten 
Berichte und die Behandlung von Ein_['�1bcn. 
Die vielfältigen Arbeitsaufgaben der Kirchenleitung umfaßten 
vor allem 

1. allgemeine und strukturelle Aufgaben
2. Hilfen für die Arbeit in der Landeskirche
3. personelle A ufgabcn
4. Aufgaben in Gesellschaft und Ökumene sowie
5. Überlegungen für den Weg in die Zukunft.

1 
1. Allgemeine und strukturelle Aufgaben

Die Vor- und Nachbereitung der Tagungen der Landessynode 
nahm im Berichtszeitraum naturgemäß einen breiteren Raum ein, 
weil die umfänglichen Strukturreformrnaßnahmen einen ent­
sprechenden Einsatz erforderten. Insbesondere ging es darum, 
für einen Übergangszeitraum vorläufige Maßnahmen festzule­
gen. Dabei wurde natürlich so nahe w_ie möglich an der gelten­
den Kirchenordnung entlang gearbeitet. Ri.ickschauend muß al­
lerdings auch gesagt werden, daß die hohe Disziplin aller Be­
teiligten in Bewg auf die Durchsetzung oder Erhaltung eigener 
Positionen und Ansprüche den schnellen Fortgang der Reform 
erst ermöglicht hat. In diesem Zusammenhang gehört auch die 
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relativ schnelle Erarbeitung cJer erforderlichen Kirchengesetze 
und der begkitrnden Gesetzgebung. bei der die Kirchenleitung 
sllindig beteiligt war. 

Das 20. Änderungsgesetz zur Kirchenordnung und die damit im 
Zusammenhang stehende Verabschiedung des neuen Kirchen­
gesetzes über clie Kirchenverwaltungsämter erforderte die d;imit 
verbundene (iblicllc Nacharbeit cler Kirchenleitung bis zum Be­
schlul.\ über die Verlagerung der ZusUindigkeit rtir kirche11;1uf­
sichtliche Genehmigungen. Die damit in Zusammenhnng stehende 
Mnterie der Übertragung einer Fülle von Zuständigkeit auf die 
Kirchenkreise und hier besonders in die Kirchenverwaltungsämter 
wird uns auch in der Kirchenleitung sicher noch einige Zeit be­
schiifligen. Die Überlegungen werJen inzwischen \Oll einer Ar­
beitsgruppe Kirchenkreise begleitet. in der unter Moderation 
durch das Konsistorium die \ ier Superintendenten und die 4 
Verwaltungsamtsleiter bzw. -leiterinnen zusammenkommen, um 
die täglichen Arbeitserfordernisse aufeinander abzustimmen. 
Daneben treffen sich die Amtsleiter bzw. -leiterinnen regelmäßig 
und es findet der Superintenclentcnkonvent zus,,rntncn mit dem 
Kollegium cks Konsistoriums st:ill. 

Weiterhin hc1tte die Kirchenleitung die Überlegungen zur Gestc1l­
tung der Besoldungen der Pfarrer und Kirchenbec1mten zu be­
gleiten. Hier zeichnet sich in cler EKU eine Umorientierung in­
sofern ab, al, - mit durch die Initiativen aus unserer Landeskir­
che - eine Reduzierung der Besoldungen angestrebt 11 ird, die auch 
mit den p,ir,illclen Bem(ihungen im iiffenllichen Dienst über­
einstimmen. 
Es wircl hoffentlich gelingen. irn Verbund der c1nderen Glied­
kirchen der EKU und EKD zu bleiben und trotzdem unseren 
finanziellen 1\löglichkeiten entsprechend zu handeln. 

In den BcrichL,zeitraum fallt :iuch eine Neuregelung in Bezug 
auf die Zus::itzvcrsorgung für die Angestellten. Hier ging es vor 
allem darum. irn Verbund mit den ::inderen Kirchen in der EKD 
zu handeln, zu mal von dort der größte Teil der finanziellen An­
fangsbelastung getragen wurde. 

DemAurtr:1g der LamlcssynoJc rntsr,rechcnd wurJe eine Arbeits­
gruppe Strukturen und Finanzen gebildet. Siehe daw den beson­
deren Bericht. 

Im Nachg::ing und Zusammenhang mit den Strukturveränderun­
gen in der Verw::dtung hat für d:is Konsistorium und die landes­
kirchlichcn .0\nstellungen in diesem Bereich eine Dienstposten-

. bewertung durch die EKD st:ittgcfunden. um zu ge,icherten An­
gaben für die Stellenpl_anung zu kommen. Das Ergebnis dieser 
Dienstpostenbewertung lag in einem ausführlichen Gutachten der 
Kirchenleitung in ihrer- Sitzung am 26.9.1997 vor. Erfreulicher­
weise war zur Kenntnis zu nehmen, daß alles in allem die beste­
henden Einstufungen als korrekt zu bezeichnen sind. Neben ei­
nigen ohnehin erforderlichen Angleichungen an das geltende 
Recht, die nur wegen der laufenden Bewertung zurückgestellt 
worden waren und keine finanziellen Auswirkungen haben, sind 
einige Änderungen sowohl nach oben wie nach unten angeregt 
worden, Die Kirchenleitung will entsprechende Gespräche mit 
den Betroffenen zunächst abwarten und über deren Ergebnis in 
ihrer Sitzung im November 1997 entscheiden. 

Einen großen Teil der Arbeit der Kirchenleitung nahm naturge­
mäß der Bereich der Finanzen ein. Hier ging es neben den erfor­
derlichen Beschlüssen zu Haushalt und Rechnung sowie zu Ein-

zcll'r:igen vor allem um die sUindigc Jn!'orn1atio11 über E11twick­
lungc11 mit finanziellen Auswirkungen und Llic angemcs,c11c Re­
aktion darauf. 
Im einzelnen wird dc1zu auf die Finanzvorlagen und dere:n Ein­
bringung verwiesen. 

In den Berichtszeitraum fiel auch der ;\bschluß clcs Vcrlr::igcs 
zwischen dem L111J Brandenburg uncl ckn cv,mgclischui Kir­
chen, zu denen mit einem kleinen J\nteil auch unsere L1mlcskir­
che gehört. An diesem Vertrag fällt im Vergleich zu clem 
GüstrowerVertrng vor ::illern die relative Kompliziertheit uncl das 
umfängliche begleitende Schriftgut m1L Einzelne Fragen. wie z.B. 
die Regelung der Pc1tronate, sind bis heute: noch nicht abschlie:-
1.\end geregelt unJ bccHirren noch intcn.si\ercr N:1chvcrh,1ml lun­
gen, die unter federlührung der Berlin-Brandenburgn Kirche 
uncJ der Landesregierung in Potsdmn gelührt werden. 

2. Hilfen für die Arbeit in der Landeskirche

2.1. Die Kirchenleitun<.: hat im Bcrichts1eitr:rnrn ihre hß11nclcre 
Verantwortung flir c.lic kirchliche ;\rheit vor allem in den 
Handlungsfeldern und Strukturen von Zeugnis und Dienst in 
Gemeinden und Kirchenkreisen wahrgenommen. Dabei stancl die: 
Begleitung der Strukturreform im Vordngrund. 

Ihre unmittelbart· Zust,incligkcit für ge:;;rn1tkirchlichc i\ul.c',1hcn 
h:1t die Kirchenleitung durch Beratungen und Bcschluf.\L1osungcn 
zu den Ämtern uncJ Diensten auf cler Ebene der Landeskirche: 
umgesetzt. Dabei war der Leitgedanke bestimmend. cl,ill eine 
Reduzierung übergemeindlicher Dienste unumgänglich ist. abe:r 
nicht konzeptionslos erfolgen soll. Die Landeskirche muß ciurch 
eigene Arbeitshill'cn und Angebote erkennbar bleiben. Die uhcr­
gemcindlichen Einrichtungen nehmen stellvertretend ,\ulg:1bcn 
w,ihr. die zum Wesen der Kirche aber nicht i 11 jcclcr 
Ortsgemeinde erflillt werden können. Sie sollen ebenso als 
Dienstleistungs-Struktur für die Bereicherung der gemeiml I iehen 
und regionalen Arbeit erhalten werden. Schließlich ist sich die 
KirchcnlcilLmg bewußt, cl::iß übcrgemcincllichc Funktions;irntcr 
besondere mission:irische Chancen und Miiglichkeiten h;1bcn, 
wenn sie Menschen erreichen, die 1rnch keinen Zugang z11 den 
Ortsgemeinden gefunden haben. 

Unter diesen inhaltlichen Vorgaben h::it clie Kirchenleitung clie 
Satwng des Theo! ogisch-Pädc1gogisehen Instituts bcsch I osscn, 
rbs in besonderer \\'eise dem kirchlichen Bildungs,1ull1 ;1g 1111d 
der SUirkung von Kompetenz in den ße1eichcn Religion.,- 1111d 
Gemeiridepädagogik dienen soll. Ebenso erwartet die Kirchen­
leitung, daß in den beiden anderen Strukturbildungen aur landes­
kirch!icher Ebene wirksame Impulse für Öffentlichkeitsarbeit und 
missionarische Dienste entwickelt werden. Auch die Berufung 
der Mitglieder des Landesarbeitskreises des Frauenwerks erfolgte 
mit dem Ziel, der besonderen Lebenssituation von Frauen unse­
rer Kirche und in der Gesellschaft durch gesamtkirchliche An­
gebote gerecht zu werden und damit zugleich dem missionari­
schen Auftrag zu entsprechen. 

Die Bemühungen der Kirchenleitung. gesamtkirchliche Hilfen 
für die Arbeit zu gewährleisten. berührten sich wiederholt mit 
eiern Bestreben, durch engere Kooperation mit Nachbarkirchen 
effektive und sinnvolle Strukturen zu entwickeln. Die Kirchen­
leitung hat darum gemeinsam mit der Mecklenburger Landes­
kirche die Gründung einer Evangelischen Akademie in Mecklcn-
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burg-Yorpommcrn beschlossen, 111 ucr die r\rbc1l der b1,her ge­
trennten Akademien Rostock und Greifswc1\d fortgesetzt werden 
soll. Gerade an c!1c Ölkntl1chkc1t gerichtete J\rbc1tslürrncn soll­
ten auf Ebenen :rnfgebaut sein, die die landeskirchlichen Gren­
zen liherwinden. Die Kirchenkitung hofft, daß diesem Anliegen 
auch in der Kinder- und Jugendarbeit stärker entsprochen wird, 
die :1uf lfü'scr Srnode )cCSondcrt bcr:1ten wird. Auch erw:1rlet die 
Kirchenleitung \vichtige und weiterführende Erfahrungen für ko­
oper:1tivc Aul'gabrnwahrnchrnung durch die Arbeit im Pastorc1l­
kolleg Ratzeburg. Der gemeinsame Beirm des Pastornlkollegs 
h:it inzwischen seine 1\rheit hegonnen, Propst Harder 1st zum 
stellvertretenden Vorsitzenden des Gremiums gewählt worden. 

Eim:n intensiven Kllirungsprozcss gab es im Berichtszeitraum 
über das Verhältnis des Landeskirche zum Diakonischen Werk. 
Die Kliirun:; war vcrani:cl.it durch die l l<1u, 1,1altspl:1nung und die 
gesamtkirchlichen Mittel, die der Arbeit des Diakonischen Werks 
zurVerCügung gestellt werden. Die Bcratunr:en zwi,chcn Kirchen­
leitung uncl Diakonischer Konferenz sowie dem Vorstand des 
Diakonischen Werkes h:1hen zu einer Einigung gcf(ih1t und auch 
grundsätzlichere Fragen erfaßt. Kirche und Diakonie gehören 
untrennbar zusammen. Der Beitrag der Kirche für ihre Diakonie 
darr freilich nicht reduziert werclen auf H2,ushaltsmittel für das 
Diakonische Werk als Spitzefl\erbancl derWohlfahrtspt'1ege. Die 
Kirchenleitung sieht a\, ebenso wichtig die Errichtung und Un­
terhvltung \On Pfo.rrstellen im diakonischen Be�eich an. Sie bittet 
außerdem erneut ,illc \c::rant,\ortlichen Gremien in Gemeinden 
und Kirchenkreisen, der diakonischen Arbeit vor Ort unverän­
dert hohe Aul'mcrksam�cit zuzuwenden. Die Dringlichkeit die­
ser Aufgabe wird durch den Bericht über Erfahrungen der Dia­
konie und der C\1ritas „Menschen im Sch:itten - Untcr,uchung 
der Lebenslagen der Rat- uncl Hilfesuchenden ... in den neuen 
Bunclesliinclcrn" sehr n,1chdrückl ich unterstrichen. 

2.2. Erstm:clig in diesem Jahr w<1ren die Gemeindekirchenr:cts­
wahlen entsprechend dem neuen Wahiverfahren, das mit dem 19. 
Kirchengesetz zur Änderung cler Kirchenordnung beschlossen 
worden w:ir. durc!Jzullihn:n. Die Anliegen dieser K1rchen­
ordnungsanderung, die Wahlen als einen wichtigen Vorgang im 
Gcmeimlelchcn zu öffnen, clic Gewinnung neuer Gemeinde­
glieder flir die Wahrnehmung \'On Verantwortung in der Gemein­
dc zu crmciglichen und daher den Zug;mg zur WC1hl so unkom­
pliziert wie irgend möglich zu gestalten, wurde von den einzel­
nen Kirchengemeinden unserer Landeskirche sehr verschieden 
aufgenommen. Während es erfreuliche Beispiele dafür gibt, wie 
diese Ch<1ncen wahrgenommrn wurden. gibt es auch andere 
Fülle, in denen die Wahl so mlihsc.rn und schwerfällig wie eh 
_und je durchgeführt wurde bis hin zu ausgesprochenen Fehllei­
stungen. Diese sind vor allem dort festzustellen, wo entgegen 
cJen ausdrücklichen Empfehlungen der Landeskirche die Zugangs­
hürden für die Wahl unnötig hochgemacht wurden. 
Es wird nun viel darauf ankommen, mit den neu gewi:ihlten Ge­
meindekirchenräten gut und intensiv zu arbeiten. Es ist auch zu 
hoffen, daß aus der Arbeit der Gemeindekirchenräte die erfor­
derlichen Impulse bis in die Arbeit der Synode hineingelangen, 
sei es durch die Benennung entsprechender Mitglieder zur Neu­
konstituierung im nächsten Jahr, sei es durch unmittelbare Arbeits­
beiträge 

2.3. Mehrfach hat sich die Kirchenleitung mit Fragen der 
Kirchenzeitung beschi:iftigt. Als Mittel der Information, Mei­
nungsbildung und gegenseitiger Kommunikation ist die Kirchen­
zeitung unverändert wichtig und eine Chance für die Arbeit in 

der Landeskll'chc. ln den li:tzte11 Jahren sind Jedoch dii: linanzi­
ellen Schwierigkeiten der Kirchenzeitung „Die Kirche". Aus­
g,1be Vorpommern. 1m,ner gröikr geworden. Trotz der l�usion 
mit dem Berlin-Brandenburgischen Sonntagsblatt ab Dezcm-
1.,er l 9'J4 und der d,1111it auf ca. 32.000 gestici'c::nen ,.\bonnentcn­
zahl mußten die Trägerkirchen 1994/95 ein größeres Defizil 
:wsglcichen. tüi· unsere L:111deskirchc 30.2S0.- Di\1. 
Die Kosten für den Wiehern-Verlag, Z1ber auch für c!ie zentrale 
Redaktion in Berlin konnten dmch clic jährlichen 0,litgli,:,dshei­
träge derTriigerkirchen (fü1 unsere Landeskircl1e- 22.200.- DM) 
nicht mehr gedeckt werden. Trotz drasti.,cher Pcrson:ilklirzungen 
bei der 8er!iner Redaktion und Fortfall von llonoraren für kirch­
liche Mitarbeiter, gelang keine finanzielle Sanierung. Him.u kam 
ucr Beschluß der Hcrbst,ynode l 996 rnn Bcrlin-B:·anclenburg, 
den jährlichen Mitgliedsbeitrag clieser größten Trägerkirclle nb 
19'JS \()n 765.000,- auC314.000.- DM :cu senken. 

Von cbher h;,t die Kirchenleitung vom Bcgi1111 dieses J:1hrcs ;111 
die Suche nach Alternativen eingeleite1. clii: im Laure cles ersten 
H:libjahres 1997 zu positi1cn Ergcbni\Scn mit de1· i\1cck\cnhur­
g1schen Kirchenzeitung führte. Sowohl der n angeli,che Presse-
1erbancl für \1ecklenburg e.V als Herausgeber clcr iV1eckl. 
Kirchenzeitung als :1uch die Kirchenleitung cler mecklenburgi­
schen t\achbarkirche öffneten sich für clie Konkretisierung ei­
ner gcrncins,uncn Kirchenzeitung beidi.:1 cvangcliscl1cn Lrndes­
kirchen in Mecklenburg-Vorpommern. Eben!·alls im ersten Halb­
jc1rir 1997 hatte inzwischen eine \0111 \01stancl dcsTrägcr1creim 
der Kirchenzeitung .. Die Kirche" eingesetzte Arbeitsgruppe clen 
\Orschlc1g er;11·hcitct, ,,Die Ki1'C11c·' nb c:1. 1 '>9') mit den Kirchen­
zeitungen von Rheinland und Westfalen zu fusionieren und den 
gemeinsamen Mantel dieser Kirchcn1.citung von Bidcfcld zu 
übernehmen. Damit wurde ein Weg eingeleitet, cler auch bei der 
Kirchenzeitung .,Die Kirche" zu grundlegenden inh:1itlicl1cn unll 
::iulkren Veränderungen fl1hren wird. 

f\ach einer liußerst eingehenden Debatte hat die Kirchenleitung 
deshalb am 27. Juni beschlossen. zum 3 1. Dezemher 1997 aus 
dem \\:reinl\1r Ev. Publizistik c V. au.szutn:tcn und das Konsi­
storium sowie die Greifswalder Regionalrecl::iktion zu be:wftra­
gcn. mit dem Ev. PrcssC\crbani1 l'lir \lccklc11hu1·g c V. :1ui' der 
Grundlage der Vorverhandlungen clie Einzelheiten fli1· clie Her­
:iusgabc einer gemeinsamen Kirchenzeitung clcr heiclcn c1·:111ge­
lischen Landeskirchen ab l. Januar 1998 zu kliiren. Ausclrlick­
lich hieß es im Beschluß: .,Die Kirchenleitung sieht zugleich 
dc1nkbm auf die Zeit, in der 'Die Kirche' mit ihrer pommerschen 
Regionalausgabe unsere Kirchenzeitung gewesen isl." 

Inzwischen konnten die meisten Einzelheiten geklärt werden. Es 
ist vorgesehen, daß die Mitgliederversammlung des Ev. Presse­
verbandes für Mecklenburg e. V. am 28. November eine Äncle­
rung ihrer Satzung beschließt, nach cler cler Presseverband zu ei­
nem Ev. Presseverband für Mecklenburg-Vorpommern e. V. wird 
und eine Vertretung der Pommerschen Evangelischen Kirche im 
Vorstand sowie im Redaktionsbeirat der gemeinsamen Kirchen­
zeitung gesichert ist. Durch eine Vereinbarung zwischen dem 
Konsistorium der PEK und dem EY. Presseverband, die inzwi­
schen fast unterschriftlich vorliegt, sollen die Einzelheiten für 
die gemeinsame Kirchenzeitung verbindlich gemacht werden (vgl. 
Bericht des Konsistoriums). Der Geschäftsführer cles Ev. Presse­
verbandes erhielt inzwischer: vom Wiehern-Verlag die Liste der 
Abonnenten der Ausgabe Vorpommern der Kirchenzeitung ,.Die 
Kirche". so daß unsere pommerschen Abonnenten ab Januar 
1998 die neue gemeinsame Kirchenzeitung ohne gesonderte 
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Neu.ibonnierung erhalten können. Die Verhandlungen und Kon­
takte mit clern Ev. Presseverband Mecklenburg e.\°. führten be­
reits jetzt zu einem so guten Miteinander. claß die Starlbeclin­
gungen für die neue gemeinsame Kirchenzeitung in jeder Hin­
sicht positiv sind. 

3. Personelle Aufgaben

3.1. Hinsichtlich der Pforrcrsch,il°t hat sich die Kirchenleitung 
einen Übcrbl ick über die Altersstruktur geben lassen. D:-ibci wurde 
deutlich, daß in unserer Landeskirche eine relativ c1usgewogene 
Zusammensetzung gegeben ist. Zu beachten ist. daß der Anteil 
der Pfarrerinnen in den jüngeren Jahrgängen geringer ist als in 
älteren. Im Blick auf die Verjüngung des Personalbestands ist 
die Kirchenleitung allen Pfarrerinnen und Pfarrern dankbar, die 
von der Möglichkeit des Vorruhestandes Gcbr;1uch gemacht 
haben. Nicht zuletzt dadurch wurden die Vornussetzungen da­
für geschaffen. daß zum 1.1.1998 wieder drei Absolventen in 
den Probedienst übernommen werden können. 

Das neue Pfarrdienstrecht der EKU ermöglicht unterschiedliche 
Formen des pL1rramtlichcn Dienstes. 
Die Übernahme von Absolventen 1n den pfarramtlichen Dienst 
soll auch durch die Umsetzung von Pfarrstelleneinschränkungen 
erreicht werden. Die Kirchenleitung hat darüber beraten und 
Kenntnis von den Gesprächen genommen, die das Konsistorium 
mit Pfarrerinnen. Pfarrern und Gemeindekirchenräten aufgenom­
men hat. Allen Beteiligten ist deutlich. lÜ1ß ein prozcntu;ilcr 
Umfang von 1,tarr:imtlichcm Dicn:;l schwer zu bemessen ist. Die 
Maßnahmen sind nur als Notlösung zu rechtfertigen, die durch 
die angesp;innte Finanzlage verursacht sind. Pfcirrstellenein­
schränkungen können zu eingeschränkten Dienstverhältnissen, 
aber auch zur Bildung regionaler Arbeitsstrukturen oder zu grö­
ßerer Bereirsch:1ft zum Stencnwcchscl führen. Es gibt durch­
aus ;rnch crmutigemJc Erfahrungen der Gcmeindc:irbeit in grö­
ßer gewordenen 13ereichen, über clic sich die Kirchenleitung durch 
einen Visitationsbericht von Bischof Berger informieren ließ. 
Unabhängig von eingeschränkten Dienstverhältnissen hat die 
Kirchenleitung beschlossen, entsprechend den Regelungen in 
anderen Kirchen die 13esiildung bzw. Vergütung im Probedienst 
auf 75 % des ,\ni"angsgrundgcl1:llt, festzusetzen. Die Kirchen­
leitung ist sich bewußt. cbß dies gerade für junge F,1milien eine 
Zumutung darstellen kann, sie sieht dennoch keinen anderen Weg. 
Sehr zu hoffen ist, daß eine neue Besoldungsordnung für Pfarre­
rinnen und Pfarrer die Probleme lösen hilft, wenn z.B. die An­
fangsgehälter angehoben und die Endgehälter gesenkt werden. 

Uingere 13er:itungs- und Gespr'.ichsprozcsse hat es Uher die Be­
rufung von zwei Pfarrerinnen in den ehrenamtlichen Probedienst 
gegeben. Die Kirchenlefrung ist dankbar dafür, daß Absolven­
ten bereit sind, ehrenamtlich als Pfarrer tätig zu werden. Sie 
sieht wohl einige Probleme bei der Begründung ordnungsge­
mäßer dienstrechtlicher Beziehungen und für die Gemeinschaft 
in Konventen und im Kreis der Absolventen. Dennoch betont 
die Kirchenleitung die wachsende Bedeutung ehrenamtlichen 
Dienstes und will Möglichkeiten eröffnen, nicht verschließen. 
Den Kandidatinnen und den jeweiligen Kirchengemeinden ist 
deutlich, daß der ehrenamtliche Probedienst eine künftige haupt­
amtliche Pfarrstellenbesetzung nicht präjudiziert oder beschleu­
nigt. 

Erfreulich ist, daß einige Berufungen in gesamtkirchliche Pfarr­
stellen erfolgen konnten. So ist die Pfarrstelle für Polizei­
seelsorge auf der Grundlage des Synodenbeschlusses errichtet 

und besetzt worden. Der Beirat für Polizeiseelsorge hat inzwi­
schen seine Arbeit ::1ufgenomrnen. Hier ,1rbeiten kirchliche und 
gesellschaftliche Vertreter zus;:unmen. um die Rahmenbedin­
gungen für die Polizeiseelsorge weiterzuentwickeln und die 
Arbeit konzeptionel I zu begleiten. 

Im Blick auf die künftige Gestaltung der Gefängnisseelsorge hofft 
die Kirchenleitung. d:11, der inzwischen ,1bgcschlossene Vcnr:1g 
mit dem Land günstige Yor:rnssetzungcn auch für clen Bereich 
unserer Landeskirche bietet. 

Auch die Berufung eines gemeinsamen Regierungsbeauftragten 
der pommerschen und Mecklenburger Kirche konnte endlich er­
folgen. Die Kirchenleitung hat Einvernehmen mit der N:ichh:1r­
kirche darüber erzielt. daß Pfarrer Dr. Buske mit clcr Dienst­
bezeichnung ,.Kirchcnr:1t" für zwei Jahre in dieses Amt hcruren 
wird. 

Inzwischen hat die Kirchenleitung davon Kenntnis genommen, 
d:1ß im Konsistorium wegen der angcsp::inntcn Haush:iltsl;:igc 
be:;chlossen wurde, keine Neuberulungen aul der l:1n,lcs ­
kirchlichen Ebene vorzunehmen. Für die \V,thrnehrnung bestimm­
ter Funktionen können im Einzelfall vorerst lediglich nebenamt­
liche Beauftragungen erfolgen. Für clie weitere Entwicklung wircl 
es entscheidend sein, d::iß eine längert·ristige Konzeption l°lir in­
hZiltliche Schwerpunktsetzungen auf der landeskirchlichcn Ebe­
ne e11tstehen kann. 

3.2. In mehreren Sitzungen hat sich die Kirchenleitung mit l�rn­
gen und Perspektiven für den Pfarrerinnen- uncl Pfarrer-Nach­
wuchs befaßt. Die Situation unserer jungen Theologinnen und . 
Theologen ist z.Zt. besonders kompliziert. Die umfossenclen Re­
duzierungen bei den Pf:1rrstcllcn und der Zwang zu fin:mz;cl lcn 
Einsp::irungen h;iben cbzu geführt, d:11.\ 1 CJfJ6 keine AttfnZ1hmcn in 
clen Probedienst erfolgen konnten. Dies wnr desh:ilh besonders 
belastend, da 1996 die ungewöhnlich hohe Zahl von 23 KZindi­
datinnen und Kandid::iten die 2. Theologische Prüfung abgelegt 
haben. Diese für unsere Landeskirche völlig Z1ußergewöhnliche 
l,1hl entstarid durch stcindig steigende Studentenzahlen in den 
fohrcn vor derWencle sowie htiutige Sludienvcrllingcrungcn 11:1Cl1 
[ CJ�9. 
13. Kandidaten oder Kandidatinnen konnte durch Finanzierung
über den Sonderfonds .,Hilfe für junge PZlstorinnen uncl P::isto­
ren" oder auch 1996 aus KreispfarrkZ1ssen eine vorübergehende
befristete privatrechtliche Anstellung :ils Pfarrvikar/in vermittelt
werden. 5 von ihnen wurden 1997 in den Probedienst (ibcrnorn­
mcn, 4 in unterschiedlichen Dienstvcrhiiltnissen angestellt. 2 als
Religionslehrer/in vermittelt. Für 13 KZindidaten mler Kanclicla­
tinnen blieb jedoch nur die Eintragung in die Warteliste 2. Der
Konvent der Vikarinnen und Vikare hat in einer Eingabe sowie
in Beratungen mit dem Konsistorium nach Auswegen gesucht.

Nach mehreren Beratungen hnt die Kirchenleitung beschlos­
sen, 1998 und möglichst auch 1999 jeweils 3 Kandidatinnen 
und Kandidaten in den Probedienst zu entsenden. Diese Ent� 
sendung kann falls erforderlich auch in der Form einer privat­
rechtlichen Anstellung durchgeführt werden. Wenn sich in 
Kirchenkreisen zusätzliche Anstellungs- und Finanzierungs­
möglichkeiten ergeben, kann 1998 und 1999 außerclem die auf 
jeweils 3 Jahre befristete Anstellung einer Kandidatin oder ei­
nes Kandidaten im Probedienst erfolgen. Auch für diese Kan­
didaten/innen ist nach jeweils 3 Jahren die Anstellungsfähigkeit 
beschließbar. Die Warteliste 2 wurcle auf 6 Knnclidatinnen und 
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Kandidaten reduziert. Damit wurde für beide Seiten wieder eine 
konkretere Planung ermöglicht. Die übrigen Kandidatinnen und 
Kandidaten wurden auf die Möglichkeiten der Anstellung als 
Religionslehrer/in und andere Perspektiven hingewiesen. Der 
Theologische Ausschuß wurde gebeten, über die Frage der (!r­
dination nachzudenken und der Kirchenleitung ein Votum dazu 
vorzulegen. 

Die Zahl der Vikare und Vikarinnen wurde bereits seit 1996 
drastisch gesenkt auf z.Zt. 9 im 2 1

/2 jährigen Vorbereitungs� 
dienst. Dennoch wurde es angesichts der nötigen Einsparung 
bei den landeskirchlichen Ausgaben für 1998 nötig, erst zum 1. 
Mai 1998 4 Vikarinnen oder Vikare neu in den Vorbereitungs­
dienst aufzunehmen. Die anderen Kandidaten/innen bleiben in 
der Wartekiste 1. Alle Kandidatinnen und Kandidaten wurden 
auf Qualifizierungsmöglichkeiten für eine hauptberufliche Tä­
tigkeit als Religionslehrer/in bei Zusatzabschlüssen für ein 
zweites Unterrichtsfach hingewiesen. Auf diese Weise erscheint 
es !llöglich, innerhalb der nächsten Jahre den Kandidatinnen 
und Kandidaten wiecler reale Möglichkeiten der persönlichen 
Berufs- und Lebensplanung zu vermitteln. 

Die Situation unser jungen Theologinnen und Theologen bleibt 
z. Zt. kompliziert. Die Kirchenleitung hofft jedoch, durch die­
se unterschiedlichen Wege den Auftrag der Herbstsynode 1996
erfüllt zu haben, ,,für 1997/98 alle denkbaren Möglichkeiten,
auch solche, die vom Regelfall abweichen, auszuschöpfen."

3.3. In ihrer Februarsitzung befaßte sich die Kirchenleitung 
ausführlich mit Fragen der gemei ndepädagogisch-katecheti­
schen Arbeit in unserer Landeskirche. Die tiefgreifend verän­
derten Rahmenbedingungen für die gemeindliche Kinder-, Ju­
gend- und Elternarbeit nötigen zu konzeptioneller Weiterarbeit 
und zielgerichteter Qualifizierung der haupt-, neben- und eh­
renamtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in diesem Be­
reich. 
Dabei ist jetzt schon deutlich, daß nur durch ein integratives 
Gesamtkonzept kirchlicher Bildungsarbeit, das von der Unter­
stützung der religiösen Sozialisation im Elternhaus über evan­
gelische Kindertagesstätten, gemeindliche Angebote für Kin­
der und Jugendliche, schulischen Religionsunterricht - oder, was 
noch viel besser wäre, allgemeinbildende Schulen in kirchli­
cher Trägerschaft - bis zu kirchlicher Erwachsenenbildung rei­
chen müßte. nachhaltige und im wahrsten Sinne missionarische 
Auswirkungen erwartet werden können. 

Die Frage der Anstellungsträgerschaft für gemeindepädago­
gisch-katechetische Mitarbeiter muß gesondert davon im Zu­
sammenhang mit grundsätzlichen Rechts- und Strukturfragen 
unserer Landeskirche gesehen werden. Um eine situationsge­
rechte, flexible Arbeit vor Ort ermöglichen, sollte die Zustän­
digkeit für diese Mitarbeiter in der Regel bei den Gemeinden 
liegen. Damit ergibt sich allerdings auch die Notwendigkeit, 
effektive Formen des Finanzausgleichs zwischen den Gemein­
den zu entwickeln. 

Da immer noch erhebliche Unsicherheiten und Disproportio­
nalitäten bei der konkreten Gestaltung des hauptamtlichen 
gemeindepädagogisch-katechetischen Dienstes bestehen, hat die 
Kirchenleitung auf ihrer Sitzung im Juni einer präzisierten 
Rahmendienstanweisung für diesen Bereich zugestimmt. 

Für den Bereich des Religionsunterrichtes konnten durch den 
Abschluß eines Gestellungsvertrages mit dem Land Mecklen­
burg-Vorpommern die seit langem angestrebten Klärungen er­
reicht werden. 

4. Aufgaben in Gesellschaft und Ökumene
4.0. Mehrfach hat sich die Kirchenleitung mit Fragen der zeit­
geschichtlichen Aufarbeitung befaßt. Prof. Dr. Onnasch wurde
gebeten., die Verantwortung für Koordinierung und Weiternr­
beit der zeitgeschichtlichen Forschung im Gebiet unserer Lan­
deskirche zu übernehmen. Nach der Veröffentlichung der Auto­
biographie von Bischof i.R. Dr. Horst Gienke ,.Dome, Dörfer,
Dornenwege" kam es zu einem persönlichen uncl schriftlichen
Meinungsaustausch über Äußerungen in dieser Veröffentlichung
zwischen einzelnen Mitgliedern der Kirchenleitung und Dr. 
Gienke. Die Kirchenleitung ließ sich darüber informieren, hielt 
es jedoch abschließend für das Angemessenste, nicht weiter in 
dieser Angelegenheit tätig zu werden.

4.1. Fragen der öffentlichen Verantwortung der Kirche wurden 
vor allem während der Begegnung der Kirchenleitung mit den 
Kirchenleitungen der Nachbarkirchen erörtert. Der gemeinsa­
me Regierungsbeauftragte informierte ausführ! ich über die po­
litische und die wirtschaftliche Lage im Bundesland. Es ist deut­
lich, daß die Verantwortung der Kirche für die demokratische 
Kultur im bevorstehenden Wahljahr von einiger Bedeutung sein 
wird. Vielleicht haben wir vor allem zu überlegen, was wir ge­
gen die umsichgreifende Politikverdrossenheit tun können. Sie 
führt bei vielen zu der schlechtesten politischen Entscheidung, 
nicht zur Wahl zu gehen. Ebenso muß die wirtschaftliche Ent­
wicklung aufmerksam begleitet werden. Unsere Kirche muß zur 
Teilhabe an politischen Entscheidungsprozessen ermutigen, 
damit dem um sich greifenden Ohnmachtsgeflihl und auch man­
chen Fehlentwicklungen begegnet wird. Sie hat zugleich die 
Anwaltschaft für einen gesellschaftlichen Grundkonsens. der 
die Verantwortung und Solidarität der Stärkeren für die schwä­
cheren Glieder der Gesellschaft als unaufgebbare Voraussetzung 
für gerechtes. und gelingendes Zusammenleben festigt. 

Die Kirchenleitung sieht mit wachsender Sorge die Struktur­
schwäche in Vorpommern, die durch hohe Arbeitslosigkeit und 
fehlende ökonomische Perspektiven zu einer ungünstigen de­
mographischen Entwicklung und zu sozialen Spannungen führt. 
Die alten Beschreibungen des priesterlichen und cles propheti­
schen Amtes der Kirche gewinnen auf diesem Hintergrund hohe 
Aktualität. Seelsorgerliche Nähe zu den von den schweren Pro­
blemen betroffenen Menschen mit dem Angebot von Beratung 
und Begleitung, Trost und Orientierung ist für die kirchliche 
Arbeit ein Schwerpunkt. Unsere Möglichkeiten. den Lebens-· 
wert und das Lebensgefühl zu stärken und zu fördern, sind nicht 
gering. Sinnstiftung. Geborgenheit und Heimatgel"lihl sind hohe 
Güter, die durch den Verkündigungsauftrag in seinen vielfälti­
gen Formen erfahrbar werden, durch lebendige Gemeinschafts­
erfahrung, durch offene Arbeit. durch kulturelle Angebote und 
Bildungsarbeit im weitesten Sinn. 

Als hilfreich und weiterführend hat sich das Ergebnis des 
Konsultationsprozesses „Für eine Zukunft in So!idarittit und 
Gerechtigkeit" erwiesen, das von der katholischen und der evan­
gelischen Kirche in Deutschland vorgelegt wurde. Die Kirchen­
leitung hat zu diesem Thema zu einer Begegnung mit Politi­
kern aus Vorpommern eingeladen. Sie hat sich außerdem an 
zwei Veranstaltungen auf der Ebene des Bundeslandes uncl an 
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einem Seminar der E\;mgclischen Abdcmie beteiligt. Die Yiel­
fiiltigen Impulse des Konsultationsprozesses für eine neue 
Sozialkultur unseres Soziulstarnes, für den Abb8u der Mmsen-
8rheitslosigJ:cit. für Reform und Erneuerung durch Umdenken 
und Stärkung der Eigenverantwortung müssen von den Kirch"n 
hartnäckig und klug immer wieder in dus öffentliche Gespräch 
gehracht werden. Christliche Ethik und biblisches Menschen­
bild bieten das Pund:iment für die unurngiingliche Vcründcrung 
unser Gesellschaft, die nicht durch ängstliches Festhalten und 
erstarrtes Besitzdenken, sondern durch das spunnungsreiche 
Zusammenwirken von Vcrzichtsbereitschart und Leistungsmo­
tivation, Teilen und Gewinnen, Verantwortung und Vertrnuen 
vorangebn:icht werden kann. 

4.2. lm Vor!'eld der Okumenischen Versammlung von Grnz hat 
die Kirchenleitung ein Gespräch mit der Vorsitzenden der Ar­
beitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in Mecklenburg-Vor­
pommern, l.,rndespfrirrerin Göbel gefiihrt. Die Arbeitsgemein­
schaft hat Grundlinien eines Programms erarbeitet, das dem 
konziliaren Prozeß nuch unter unseren veränderten Bedingun­
gen zu neuem Leben helfen soll. Dabei soll der Lebenslage von 
Frauen erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet werden. aber nuch 
dem immer noch schv,;ierigen Zusammenleben mit Ausländern. 
Die Kirchenleitung hat ihr Interesse an diesem Programm be­
tont und hofft, daß der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kir­
chen die Umsetzung schrittweise gelingt. 

4.3. Die Kirchenleitung hat eine Anregung aus dem Bereich der 
Dinkonie aufgenommen, im nächsten Jahr des l 50. Jahrestages 
des Wittenberger Kirchentnges zu gedenken. m1f dem Jokrnn 
1-linrich Wiehern sein Progr,imm zuf Inneren Mission cntwik­
kelt hat. Die Vorbereitungen für eine geeignete Würdigung die­
ses Datums im September 1998 haben hegonnen. Innere \1issi­
on ist bleibender Aultrag unserer Kirche - im Sinne der t'.itigcn 
diakonischen Nächstenliebe wie auch im Sinne der geistigen 
und geistlichen Erneuerung. 

Erste Überlegungen gibt es auch, wie die drei norddeutschen 
evangelischen Landeskirchen vielleicht gemeinsnm einen Kir­
chentag im Jahr 2000 ausrichten können. Das D,1tum der J;1hr­
tnusendwende wird großes öffentliches Interesse finden. Bei­
trag und Auftrag des Christentums für die Zeit vor und nach 
dieser Wende im rrotcstantischcn Norden Deutsch Imids sollten 
d,1bei in gebührender Weise Ausdruck linden. 

5. Auf dem Weg in die Zukunft

Vier ineinandergreifend�Arbeitsfelder sind es vornehmlich, über 
die die Kirchenleitung bemüht ist, die Pommersche Evangeli­
sche Kirche inmitten der gegenwärtigen Chancen und Proble­
me voranzubringen und zu erhalten. 
Der inneren Stärkung unserer Kirche dienen drei von ihnen: 

die Visitationsordnung 
die Strukturreform 
die inhaltlichen Impulse 

Stützend und bereichernd kommen hinzu: 

die vertiefte Zusammenarbeit mit der mecklenburgi­
schen und nordelbischen Kirche sowie unsere Veran­
kerung in der EKU 

5.1. Die Visitationsordnung ist n,ich rc'ichlich dreijiihrigcr Er­
probung ausgewertet und strnffend überarbeitet worden. Sie liegt 
der Synode zur Verabschiedung vor. 

5.2. Die Strukturreform wird seit del\l 1. Ja11u,1r 1997 umge­
setzt Im Janunr wurden die Superintendenten der vier neuen 
Kirchenkreise eingel'iihrt. Die neuen Kirchenverwaltungsiimter 
und das Ko11sistori u rn arbei tcn gemiil.', der hcsc 11 lossenen Ver­
änderungen. Etwn 1,5 Mio. DM konnten clurch die Verringe­
rung des Personnls in der Verwaltung cingesrmt werden. 

Die landeskirchlichen Werke und Dienste sincl in drei ,.Siiulen" 
neu geordnet: 

das TPI (Theologisch-Piidagogischcs Institut) flir rcli­
gionspädngogische Arbeit in Gemeinde und Schule, 
die Öffentlichkeits- uncl Prcsse,ll'hcit. 
die mission,1rischen Dienste. 

Außerdem erfolgt nach und nach die Verringerung der 
gemeindlichen Pfarrstellen :1u1· 140, uml entsprechend gcilleiml­
lichen Erfordernissen und Zwängen werden ebenfalls andere 
gemeindliche Arbeitszweige gestrn!Tt und in Regionen zusnm­
rnengcführt. DieseAufgaben sind noch nicht abgL·schlosscn. Hier 
sind z.T. schmerzhafte. aber unvermeidbare Prozesse im Gang. 
Es wird gesucht nach Wegen, wie dies so gehen knnn. dnll Mit� 
,1rheiter/i11nen und Gemeinden die hcutigrn r:r:1."en erkennen, 
einander nicht aus den Augen verlieren ocler, wo nötig, über­
haupt einander erst wahrnehmen und in geschwisterlicher Nähe 
unterwegs sind. 
Die Dienststellen ILir Geistliche in der Landeskirche und Dia­
konie sollen auf mnximal 10 reduziert werden. Einige Stellen 
werden zusätzlich durch eigene Fin:rnzierungslösungcn (z.B. 
Soldatenseelsorge, teilweise F'olizeiseclrn1·ge und Stellen i 11 der 
Diakonie) erhnlten bleiben. 

Wie hotlcn. daß Gott auch dJraus Neues und Gutes wachsen 
lassen wird. 

5.3. Die inhaltlichen Impulse sind vicl!'iiltiger und reicher als 
die drei Beiträge aus der Kirchenleitung. die in der Kirchen­
zeitung ve1·öffentlicht wurden. Die Arbeit auf diesem Feld ist 
nicht abgeschlossen. 

5.4. Die Zusammenarbeit mit der mecklenburgischen und 
nordelbischen Kirche und im Rahmen der EKU ist ;iul' gu­
tem Wege und beschtiftigt die Kirchenleitung lo1tlaui"cn,I. 
Die Briefe des Bischofs an die nordelhische Kirche uncl a11 die 
leitenden Geistlichen und Juristen der deutschen Lnncleskirchen, 
der Beschluß der Kirchenleitung zur Strukturvorlage der EKU 
und der Beitrag des Bischofs auf dem Generalkonvent zu die­
sem Gebiet. der einen umfassenden Überblick bietet, sind in 
der Anlnge beigefügt. Derzeit ist noch nicht erkennbm, wie weit 
sich die Zusnmmenarbeit mit anderen Kirchen schließlich er­
strecken wird. Die Kirchenleitung hofft, daß es gelingt, zu ei­
nem festen Verbund zu gelangen, der unsere Kirche erhält, stärkt, 
entlnstet und bereichert. Besonders wichtig wäre es. wenn wir 
erreichen können, daß uns der Erhalt von 140 gemeindlichen 
Pfarrstellen gelingt und wenn es schrittweise zur Personnldurch­
lässigkei t zwischen der rommerschen. mecklenburgischen und 
nordelbischen Kirche kommt. 

Hinweis: Die An lugen werden aus PlatzgrUnden nicht mit veröffentlicht. 



Heft 10 11 19r 1\mtsblatt US 

Bericht des Diakonischen Werkes in der Pom­

merschen Evangelischen Kirche e.V. 1997 

,,Diakonie 

Gottes Kraft in den Schwachen mächtig" 

Inhaltsverzeichnis 

1. Biblische Hinrührung
2. .,rv1enschen im Schatten" - Untersuchung von Diakonie und

Cmitas zu den Lebenslagen in 
den neuen Bundesl:rnclern 

3. Strukturwandel und Veränderungen
4. Fachberatung und einzelne Dienste
5. Die Arbeit der Krcisdiakonischcn Werke und die

Gemeindediakonie
6. Hospizarbeit
7. 1\us dem Bereich der Mitglieder des Diakonischen Werkes
8. Ökumenische Diakonie
9. Jubiläum 1998
10. Weiterführung

L Biblische Hinfiihrung 

In der Bibel begegnen wir in vielfacher Weise „l\1enschen im 
Schatten". Es sind Krnnke und Behinderte, Erwachsene und 
KinJn. Einhcitnische und Auslc1ndcr. Sie stehen im Schatten, 
den andere Menschen aus Hochmut oder Gedankenlosigkeit auf 
sie werfen oder auch im Schatten von Armut und gesellschaftli­
cher oder religiöser Ausgrenzung. 

In der Begegnung mit Jesus Christus aber verlieren die Schat­
ten ihre Macht. Das Dunkel muß dem Licht weichen. Er sagt 
ger:1cJe diesen Menschen die Liebe Gotte, zu. Er sdzt sich mit 
ihnen an den Tisch. Er vergibt ihnen ihre Schuld und bleibt in 
Gemeinschaft mit ihnen verbunden. Er schenkt ihnen Anteil an 
dem Leben. lhs bleibt. Er idcnriliziert sich mit ihr;cn, wenn er 
im Matthäus-Evangelium Kapitel 25 sagt: 

,,Ich hin hungrig gewesen, und ihr h::iht mir zu essen .�cgchen. 
lch bin durstig gewesen, und ihr h�bt mir zu trinken gegeben. 
Ich bin ein Fremder gewesen, und ihr habt mich aufgenommen. 
!eh bin nackt gewesen, und ihr habt mich gekleidet.
Ich bin k1·:rnk gcwe.scn, um! ihr hahl rnicl, bcsucill.
lch bin im Gefängnis gewesen. und ihr seid zu mir gekommen."

Er bindet das Himmelsreich an ein Stück Brot, das einem Hun­
gernden gegeben und an ein Hemd, mit dem ein Nackter be­
kleidet wird. 

Er weckt und fördert in uns heute die Erkenntnis, daß wir selbst 
mitunter „Menschen im Schatten" sind, daß wir als die 
„Diakoniefälle" Gottes aus seiner Gnade und Annahme leben 
und so seine Kraft in uns Schwachen für andere mächtig wer­
den möge. Darum bemühen wir uns in der Diakonie in der 
Pommerschen Evangelischen Kirche in den ambulanten Dien­
sten ebenso wie in den stationären Einrichtungen, in den unter­
schiedlichen Verantwortungsbereichen. in dem immer wieder 
sich zu bewährenden Miceinander von Kirche und Diakonie ge­
mmso wie in der sozialpolitischen Verantwortung, die wir tra­
gen. 

Es ist ,11len 1u danken, die tagUglich ir, den unterschicd!ichcn 
Bereichen der Diakonie clen Dienst der :'-!ächsten.licbe tun und 
so bewußt oder unbewußt das Wort von der Liebe Gottes zu 
allen Menschen gan1 konkret erfahrbar machen. 

Es ist allen w danken. die mit ihrem Ge'oet und ihrem Opfer. 
mit Rat und Tat die diakonische Arbeit mittragen und gestalten. 

Es ist allen zu da.iken. die an diesem Bericht mitgearbeitet :rn­
ben. 

2. ,,lvlenschen im Schatten"

Untersuchungen von Diakonie und Caritas zu den Lebens­

lagen der Menschen in den neuen Bundesländern

,,rv1enschen im Schatten'', das ist auch das Thc1m1 einer Unter­
suchung von Diakonie und Ciritas zu clcn Lebenslagen \Oll 
Menschen in den neuen Bundesländern. die in diesem Jahr für 
viel Aufsehen und auch Aufregung gesorgt hat. 

„Als vor 7 Jahren der 'Zug der deutschen Einheit' abfahrberiet 
im Bahnhof stand, galt allseits das Versprechen: l\iemancl soll 
zuriickbleibcn 1 Keinem soll es .,chlechtcr gehen 1 l\iemand soll 
unter die Ri:ider kommen' 
7 Jahre nach Beginn dieser Reise finden sich die Ostdeutschen 
an sehr verschiedenen Plätzen wieder Die erhoffte schnelle 
Angleichung des Landesniveaus in Ost und West wurcle nicht 
erreicht. Trotz materieller Zugewinne einer deutlichen Mehr­
heit der Ostclcutschen. sehen sie sich immer noch als Mirrei­
sende '2. Klasse'. Noch deutlicher aber zeigt sich. dal\ ein wach­
sender Teil der ostdeutschen Bevölkerung hinter der allgemei­
nen Erwartung zurückbleibt uncl viele ins soziale Aus zu fallen 
drohen." Diese Sfüzc stammen aus einer Einladung zu einer 
Tagung in Berlin zum Thema „l\eue Armut in Ostdeutschland". 
Hier spiegelt sich das wider, was die Untersuchung der beiden 
konfessionellen Vcr-b:incle als ein Bild \On neuer /\1mut in den 
ostdeutschen Bundesländern aufzeigt. Es geht nicht um nostal­
gische Zurückgewinnung alter Zeiten. auch nicht um Parteipo­
litik. nicht um eine lnfragestellung der erreichten Einheit umc­
res Volkes und Landes und schon gar nicht um eine Selbstbe­
stätigung der Arbeit der beiden Verbände. Es geht um die Situa­
tion der Menschen, die - um noc:1 einmal im Bilc\ \Oll oben zu 
sprechen - nur im Gang des Zuges stehen. die keinen Sitz11latz 
mehr ergattert haben. die sich clie Nase an der Tlir zum Spei­
sewagen plattdrücken. die vielleicht schon abgesprungen und 
;1m Bahndamm liegengeblieben oder g,n nichl erst milgel'ahrcn 
sind. 
Mitarbeiterinnen und Mitnrbeiter in 824 kirchlichen Beratungs­
stellen befragten 2308 Personen, die im Mai 1996 die offenen 
Dienste von Diakonie und Caritas aufgesucht hatten. Daraus 
lassen sich repräsentative Angaben über die Lebenslagen von 
insgesamt 64.000 Menschen machen. Aus der Fülle der Ergeb­
nisse seien einige genannt: 
Auf l O Sozialhilfeempfänger kommen 17 Menschen, die aus 
unterschiedlichen Gründen (z.B. Scham, Unwissenheit, Enttäu­
schung) keine Sozialhilfe beantragen uncl somit in verdeckter 
Armut leben; 35,2 % der Befragten schätzen ihre Zukunft ehe1· 
pessimistisch als optimistisch ein; 39.5 % sind seit der Vereini­
gung 4 und mehr Jahre arbeitslos; trotz des Erhalts von Wohn­
geld bleiben für 23,J % der Haushalte Wohnkosten zwischen 
30 und 50 % ihres Einkommens und 11 % liegen mit ihren 
Schuldenbelastungen zwischen 20.000 und 50.000 DM. 
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Hinter den nackten Zahlen verhergcn sich Einzelschicksale, die 
Uiglich in den psychologischen Beratungen - die Ehe-, Famili­
en- und Lcbenshcratung, Schw;mgcrschartskonfliktheratung und 
Erziehungsberatung anbieten - in der allgemeinen sozialen 
Beratung oder in der Schuleinerberatung sichtbar werden. Mit 
Zunahme der gesellschaftlichen Schwierigkeiten steigt auch die 
Zahl derer, die die Beratungsstellen aufsuchen, weil sie ihre 
Probleme allein nicht mehr bewältigen. Selten ist es ein Einzel­
problem. In der Regel erstrecken sich die Schwierigkeiten auf 
alle Lebensbereiche und auf alle Familienmitglieder. Beson­
ders problematisch ist die Situation bei Alleinerziehenden und 
kinderreichen Familien. Viele Kinder wachsen bereits in schwie­
rigen Verhältnissen auf. Was wird aus ihnen, wenn sie Erwach­
sen und spjtcr einmal alt geworden sind? 
Aur Prcssekunkrenzcn, Tagungen und in vielen Gesprächen ist 
die LcbcnsLigcnuntcrsuchung vorgestellt und bekannt gemacht 
worden. 

Welche Schlußfolgerungen sind aus ihr zu ziehen7 

1. Persönlich

Wie gehe ich mit den Me115chen. die auf der Schattenseite des 
Lebens stehen, um? Nehme ich sie wahr? Setze ich mich für sie 
ein? Ich kann sie nicht ohne ein schlechtes Gewissen an andere 
wegclclcgicrcn und mir die lfande in Unschuld w:1schc11. Dafür 
gibt es wcclcr W:1sscr noch Unschuld. Und wenn hier mein Ge­
wissen rein sein sollte, wird man mit Recht von mir sagen: Er 
hat es nicht benutzt. 

2. Kirchlich-di;1konisch

Die Untersuchung hat ergeben. daß nur 2, l % der Betroffenen 
den Weg in die offenen Dienste von Diakonie und Caritas auf 
bzw. durch Vermittlung der Kir.chengemeinden finden. Kom­
men diese :vlenschen in unseren Gemeinden nicht vor? Trauen 
sie sich nicht LU uns? Fühlen sich die Gemeinden in ihrer jetzi­
gen Zusammensetzung wohler uncl sehen die anderen nur als 
soziale Störenfriede an? Spiegelt sich da auch die ganze Hilflo­
sigkeit oder möglicherweise auch eine Überforderung von bei­
den Seiten wieder? 
Theologisch sollte uns das zu der Erkenntnis führen, daß wir 
nur aus der Oi;,konic Gottes c1n uns selber diakonisch an ande­
ren handcl n können. Wer sich \ on seinem Niichstcn ,ibwcndct, 
verliert auch Gott aus eiern Blick. 
Durch ein neues ßewqßtsfin muß es, wie es im „Gemeinsamen 
Wort der Kirchen zur wirtschaftlichen und sozialen Lage in 
Deutschland" heißt, zu einer „Bekehrung zur Diakonie" kom­
men. Wir sehen auf die Not als Gelegenheit zur Liebe. Das be­
deutet aber auch, die Betroffenen mit einzubeziehen und als 
solche ernst zu nehmen, die selber Ideen und - wenn mitunter 
auch nur kleine - Kräfte haben. 
Die Öffentlichkeitsarbeit ist gezielt zu verstärken, um damit 
auch vorhandene Vorurteile urid Widerstände, Mißverstände und 
Neid abzubauen. Wir müssen es einfach lernen, Gutes vonein­
ander zu denken und zu tun. 
Die finanzielle Unterstützung durch Gemeinden, Kirchenkreise 
und Landeskirche für diese sicher immer defizitär bleibenden 
Dienste sollte doch deutlich machen, daß sie um Gottes und 
der Menschen Willen bewußt gewollt sind. 

3. Sozial-politisch

Die Untersuchung hat ergeben, daß die Sozialhilre, die fruhcr 
die Ausnahme war, für viele heute zur Regelversorgung gewor­
den ist. Das muß zu Folge haben, die so:icilen Sicherungss\·src111e 
�u konsolidieren. Wer an der Armut und an den Armen spart, 
stellt sich selbst ein 1\rmutszeugnis ::ius. Wer selber Hosentr::\­
ger trligt, kann nicht :1ndcre aufrufen, den Gürtel enger zu schn,11-
lcn. Die Sozialhill'crcgclsätzc sind bedarfsgerecht restzulcgcn 
und Kürzungen auf jedenfall ZLJ vermeiden. Das sozio-kulturel­
le Existenzminimum darf auf keinen Fal I unterschritten wer­
den. 

Die 1·erdecktc Annw i.11 �u i,cr/1indcrr. 
\\'cnn cinkommcns;ibh:ingigc Leistungen gcw!ihrt werden. z. ß. 
Erziehungsgeld, Arbeitslosenhilfe oder Wohngeld, sollen gleich­
zeitig mögliche Ansprüche auf Sozialhilfe mit geprüft werden. 
Wenn sich ergänzende Sozialhilfe als notwendig erweist. soll 
eine entsprechende Regelung durch die Behörde eingeleitet 
werden, die als erste m1fgcsucht wird. 

Der Musscnurbeitslo.,igkcit entgcgn11virkc11. 
Die Verringerung der Beschäftigungsförclerung in den neuen 
Bundesländern darf nicht eintreten. Da für viele die Arbeit 1hr 
Broterwerb ist, ihr Wertgefühl ausmacht und ihre sozialen Bin­
dungen bestimmt, sind alle Kräfte uncl Ideen hier zu blindeln, 
um ein weiteres Ansteigen der Massenarbeitslosigkeit Lll \'C\'­
hinclern. 

Die soziale Woh11w1gs/Jolitik ist zu 1'crstärke11. 
Bezahlbare, zumutbare Wohnungen sind gerade für die Men­
schen wichtig, die an der Schwelle wachsender Armut leben 
müssen. Das erfordert den Er-heilt und ,.\ushau der öffentlichen 
Förderung im Mietwohnungsbau und llie Angleichung lies 
Wohngeldes an die aktuelle Mietpreisentwicklung. 

Die Prävention weiter ausbaue11. 
Das Netz von Beratungsstellen wird leicler immer weitmaschi­
ger. Das h::it ·zur Folge. ck,ß vielmehr st:1tionärc und teilstation::irc 
Bchancllungen erfolgen müßten. Gcn;1u clas aber würde cl ic Ko­
sten erheblich steigern. Hinzu k::imc. d;1ß clcn Betroffenen zu 
spät geholfen würde, Menschen ihren Arbeitsplatz verlieren, 
das Wunsch- und Wahlrecht des einzelnen nicht mehr gegeben 
wi:ire. 

Fönlerw1g der Scl/,.11/iilj'c und des 0111'11u111/cs. 
Selbsthilfe uncl Ehrcnamtlichkcit können und dürfen kein Er­
satz für hauptamtlich bezahlte Arbeit sern. Beides ist zu for­
dern und zu fördern, Sie sollten durch Beiträge an die Sozial­
versicherung abgesichert werden und Ansprüche auf eine spä­
tere Altersversorgung haben. 

3. Strukturwandel und Veränderungen

Im Berichtszeitraum haben sich auch für das Diakonische Werk 
weitreichende Strukturveränderungen ergeben. Ein Hauptgrund 
dafür ist der immer enger werdende finanzielle Rahmen, der 
für die Arbeit der Geschäftsstelle zur Verfügung steht. Neben 
den immer weniger werdenden kirchlichen Mitteln für die Ar­
beit des Diakonischen Werkes wird auch von der öffentlichen 
Hand in diesem Bereich eingespart, mit dem, aus unserer Sicht 
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unzutreffcmJen l linweis, daLI die Wohlfahrtsverbände nach Quel­
len für Eigenmittel zu suchen haben. Dies bedeutet vor allem 
iür unser kleines Diakonisches Werk, daß wir uns auf wesentli­
che Aufgaben beschränken müssen. Dabei ist vor allem wich­
tig, claf.l die Arbeit als Sritzem-crbanu gesichert wird. Dies ist 
notwendig, damit ein unmittelbarer Kontakt zu den Ministeri­
en bestehen bleibt und vor allem abgesichert wird, daß die noch 
zur Verfügung stehenden Landesmittel ordnungsgemäß abge­
fordert und s::ichgcrecht eingesetzt werden kiinnen. Hierbei sind 
vor allem die ambulanten Dienste im Blick zu behalten. 

Auf diesem Hintergrund wird das Diakonische Werk seine Be­
ratungstätigkeit für die Mitglieder vor allem auf die fachliche 
Beratung beschränken müssen. Ein weiterer Ausbau von ambu 
lanten Diensten ist aus finanziellen Gründen nicht mehr mach­
bar. Trotzdem mufl, versucht \1crdcn, gerade die bisher beste­
henden ambulanten Dienste, vor allem Beratungsstel.len. zu sta­
bilisieren, damit ein kirchlich diakonische, 11cratungsnngcbot 
abgesichert werden kann. 

Um den notwendigen Strukturveränderungen Rechnung zu tra­
gen, hnt der Vorstand de, Diakonischen Werkes im Jahr 1996 
beschlossen, eine eigene Servicegesellschaft zu gründen. Die­
,e Servicegesellschaft tragt den Namen Diakoso Service Ge­
sellschaft mbll (Dienstleistungen für soziale und diakonische 
Einrichtungen). Hinter dieser Gesellschaft verbergen sich vor 
allem klassische Dienstleistungsbereiche, 11 ie eile Reinigung. 
die Essenproduktion in den Einrichtungen, die Finanzbuchhal­
tung u ml clic Zentrale Gehaltsal,rechnung. Dieser Schritt wurde 
lange im Vorstand diskutiert und beraten und auch mit den be­
treffenden Mitarbeitern besprochen. Darüber hin:1us mußt ein 
gewerblicher Mitgesellschafter gefunden werden, um folgende 
Voraussetzungen zu erlnngen: 

1. Das Betreiben einer nicht gemeinnützigen Gesellschaft:
2. Ausstieg aus Jen Arbeitsvcrtrngsrichtlinien cles Dial-;oni­

schen \Verkes und der Einstieg in die entsprechenden Tarife
für die einzelnen ßcrul'sgruppen:

3. Mitglied in den einzelnen Handwerkskammern.

Um im gewerblichen Bereich tätig zu werden, benötigt man 
entsprechende Fachleute. wie zum Beispiel den Meister des 
Reinigungshandwerkes. Der Minderheitsgesellschafter hat diese 
Voraussetzungen mitgebracht und von daher war es für das Di,1-
konische Werk als Hauptgesellschafter wichtig, daB hier keine 
zusätzlichen Personalkosten entstanden sind. 

Darüber hinaus wurde es notwendig, eine entsprechende 
Hauswirtschaftskraft zu beschäftigen, damit die notwendigen 
Voraussetzungen gegeben sind. um die Küchen in den Einrich­
tungen bei den Gewerbeämtern als Produktionsstätten anzumel­
den. All diese Voraussetzungen konnten fristgemäß erfüllt wer­
den. 

Für die Mitarbeiter, die von der Diakoso vom Diakonischen 
Werk übernommen wurden, gilt für das Wirtschaftsjahr 1997 
der § 613 a BGB. Darin ist festgehalten. daß für dieses eine 
Jahr Bestandsschutz auch bei der Vergütung gilt. Erst zum 01. 
Januar 1998 werden die Gehälter auf die dann geltenden Tarife 
umgestellt. Dies bedeutet in den meisten Fällen, daß eine Ver­
ringetung des Gehaltes eintritt. Hier muten wir den Mitarbei­
tern eine hohe Belastung zu, aber soweit man dies heute fest­
stellen kann, ist damit auch eine weitestgehende Arbeitsplatz-

sicherheil gegeben. Die Kostenträge1 sind nicht mehr be:·eit, 
die entsprechenden tariflich vereinbarten Geht\lter des öffentli­
chen Dienstes zu tragen. :\ur clie,em Hintergrund sal1en sich 
der Vorstand und die Geschäftsführung veranlnßt, uiesen Weg 
zu gehcr .. Dabei sincl illlCh die Interessen der Mitarbeiter ll'ci­
testgehend berücksichtigt worden. Alle Mitarbeiter, die bereits 
im Diakonischen Werk tätig waren, erh:1ltcn eine persönliche 
Zulage, die abschmelzenden Charakter hat. D:ese gilt natürlich 
erst ab dem 01. Janunr 1998. Alle Mit::irbeiter. ehe neu in diese 
Gesellschaft eingestellt werden, werden aut· cler Basi'.i der gül­
tigen Tarife in den einzelnen Beru fsgru rren vergütet. 

Die Umstellung hat viel Zeit und auch Kraft gekostet. '\::ich 
einem Dreivierteljahr kann ,1ber gcoagt werden, clai:1 viele Fra­
gen geklärt werden konnten und sich die Arbeit der Gesellschaft 
st:1bilisiert hat. Ort werden wir gefrr1g1, oh clic,s ein g:;inzlich 
neuer Schritt im Bereich der Diakonie ist. Festgestellt kann 
werden. Jaß wir bei weitem nicht die erste11 sind. die ,olch 
einen Schritt wagen und sich damit komplett dem \Vettbewerb 
in den einzelnen Betriebsbereichen aussetzen. Anrragen von 
Dntten zeigen uns, daB unser Leistungsangebot. über unsere 
Grenzen hinaus gerne in Anspruch genommen werden 111/\chte, 
aber zur Zeit lehnen wir im grollen und ganzen die Dienstlei­
stungen bei Dritten nb, weil erst in unseren eigenen Bereichen 
Stabihtiit einziehen muß. Wichtig bleibt es tlir un,, daf.\ das 
Diakonische Werk Hauptgesellschafter bleibt. Damit verbun­
derc ist eine sriuberc Trennung zwischen ge111einnlit1:igcm Be­
reich und dem rein gewerblichen Betrieb. Dies ist mit cler ln­
st:11 lierung der Servicegesc!lschafl gelungen, und wir sind da­
von überzeugt, daß dieser Schritt wichtig war und nuch in Zu­
kunft Bestand haben wird. 

Im Bereich der Diakonie war es bisher immer selbstverst:lncl­
lich, claß im 11ereich der gesamten Bundesrepublik Gchiillcr 
gezahlt wurden, die vergleichbaren Tätigkeiten im öffentlichen 
Dienst entsprechen. i'.:unchlllencl Jllul?, aber festgestellt werden, 
dnß die Kostenträger dies nicht mehr akzeptieren und die \Vohl­
fohrtsverbünde immer wieder dnrau1· aufmerbam machen. daß 
es andere Le'istungsanb1eter gibt, die in ihrem Gehnltsgcfi.ige 
flc.xiblcr und vor allem insgesamt geringere Pcrsrinalko,tcn 
aulweisen. Dies bedeutet im Bereich der Dic1konic ein gruncl­
siitzliches Umdenken. Leider ist es aber so, daß ehe Arbe1ts­
rechtlichc Kommission des Diakonischen Werkes der EKD über 
die notwendige Flexibilität nicht verfügt. Dies hat clnrn geführt, 
clal, die Diakonische Konferenz der EKD eine neue Ordnung 
für eine Arbeitsrechtliche Kommission erlassen hat. Diese ist 
zum einen in der Pcrsoncnznhl geringer als die alte. sie regelt 
aber kJarer und deutlicher, wie die !\.1itarbeiter ihrer Vertretungs­
rechte in dieser Arbeitsrechtlichen Kommission wahrnehmen 
können. In der Vergangenheit hat clies zu großen Irritationen 
vor allem in der Mitarbeiterschaft gel"i.ihrt. Die Diakonische Kon­
ferenz, die am J 7. Juni 1997 zu einer Sondersitzung zusam­
menkam, hat letztendlich den Beschluß der Diakonischen Kon­
ferenz vom Oktober 1996 bestätigt und etwas modifiziert. Da­
mit wird eine zwanzigköpfige Arbeitsrechtliche Kommission 
( 10 Dienstnehmer- und 10 Dienstgebervertreter) ihre Arbeit am 
01. Januar 1998 aufnehmen. Alle Beteiligten hoffen, daß es zu
Entscheidungen in ·der Arbeitsrechtlichen Kommission kommt,
die eine größere Flexibilität in der Anwendung der Arbeitsver­
tragsrichtlinien garantiert. Vor allem durch die Dienstnehmer­
vertreter ist in der Vergangenheit immer wieder deutlich ge­
macht worden, daß sie solch einer Flexibilisierung nicht zu­
stimmen wollen. Der Druck der Kostenträger ist aber enorm,
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die darauf bestehen, daß zumindest ähnliche Öffnungsklauseln 
in die AVR aufgenommen werden, wie dies im BAT möglich 
ist, Dabei seien zwei Beispiele kurz erwähnt: Festschreibung 
des Weihnachtsentgeltes auf dem Niveau von 1993 und Ver­
schiebung des Nachtstundenzuschlages von 20.00 Uhr auf 22 . .00 
Uhr. Diese beiden Beispiele lassen im ersten Moment nicht 
vermuten, daß es sich dabei um entscheidende Einsparungs­
möglichkeiten handelt. In der Gesamtheit handelt es sich aber 
um enorme Beträge, die auf diesem Weg eingespart werden 
können und die auf keinen Fall dazu führen, daß die Mitarbeiter­
schaft überdurchschnittlich belastet wird. 

Ein großes Problem stellt für die diakonische Arbeit die sich 
ständig ändernde Sozialgesetzgebung dar. Gesetzesänderungen, 
die gerade verabschiedet wurden, werden sofort wieder durch 
Novellierungen verändert. Mit besonderer Aufmerksamkeit se­
hen wir die Veränderungen im Bundessozialhilfegesetz. Dieses 
Gesetz hat bisher immer dafür gestanden, daß die Individualan­
sprüche eines einzelnen zur sozialen Absicherung gegeben wa­
ren. Gerade diese Änderungen in den letzten Monaten haben 
deutlich gemacht, daß dieser Anspruch des Bundessozialhilfe­
gesetzes immer mehr unterlaufen wird. Die Hilflosigkeit des 
Staates, die Finanzen zu ordnen, wird auf dem Rücken der so­
zial Schwachen in unserer Gesellschaft ausgetragen. Mit be­
sonderer Besorgnis sehen wir als Träger von Sozialeinrichtun­
gen, daß sich ständig der § 93 BSHG ändert. 

Nach der Wende galt noch das Selbstkostendeckungsprinzip, 
seit 1993 galt die Regelung eines prospektiven Pflegesatzes und 
seit dem letzten fahr gilt nur noch eine pauschale Fortschrei­
bung, und ab 1999 soll erreicht werden, daß alle Pflegesätze 
auf das Niveau von 1995 runtergefahren werden und es dann zu 
einer Deckelung der dann gültigen Pflegesätze kommt. Dies 
müssen wir als Träger sehr kritisch beurteilen und unseren Wi­
derspruch geltend machen. Mit den dann auszuhandelnden Pfle­
gesätzen kann, aus heutiger Sicht, das Leistungsprofil der Ein­
richtungen nicht mehr ohne weiteres gehalten werden. So ge­
hen die Kostenträger in Zukunft davon aus, daß ein Großteil 
der Arbeit in unseren Einrichtungen von Hilfskräften vorgenom­
men wird und die Faclikräfte ausschließlich Anleitungsfunk­
tion haben und darüber hinaus wenig Zeit haben, sich direkt 
mit den anvertrauten Bewohnerinnen und Bewohnern zu beschäf­
tigen. Damit verbunden ist, daß auch die Selbstverständlichkeit 
nicht mehr beachtet wird, daß Wohlfahrtsverbände in Tarifver­
träge oder tarifähnl iche Regelungen eingebunden sind. Auf dem 
Rückew"des Personals soll in Zukunft eine Kostenminimierung 
vorgenommen· werden und dies bedeutet letztlich, daß es auf 
dem Rücken der zu Betreuenden erfolgt. Ganz drastisch sehen 
wir diese Entwicklung vor allem im Bereich der Behinderten­
hilfe, wo es in Zukunft immer darauf ankommt, welche zusätz­
lichen Angebote gemacht werden, damit gerade der Behinderte 
immer wieder so gefördert wird, daß er eine immer größere 
Selbständigkeit erlangt. Drastisch ausgedrückt müßte man sa­
gen, daß die Kostenträger auf dem besten Wege dahin sind, die 
Kosten so zu minimieren, damit in den Einrichtungen nur noch 
ein Minimalangebot erfolgen kann. Dieser Entwicklung müs­
sen wir entgegenwirken, denn jeder Betroffene hat vom Grund­
gesetz und vor allem auch durch die Sozialgesetzgebung das 
Anrecht, umfassende Betreuung, Begleitung und Förderung zu 
erfahren. An dieser Stelle sind vor allem die Wohlfahrtsverbän­
de aufgefordert, nicht nur als Leistungsanbieter sich zu Wort 
zu melden, sondern vor allem stellvertretend für die Betroffe­
nen die Rechte einzuklagen. Insbesondere trifft dies natürlich 

auf uns als Kirche und Diakonie zu, denn das Beschneiden von 
Grundrechten kann nicht toleriert werden. Leider müssen wir 
diese Entwicklung so sehen. Bereits die Neuabschlüsse von 
Pflegesätzen in diesem Jahr machen deullich, daß es kaum noch 
gegeben ist, das angestrebte Leistungsprofil zu erreichen, bzw. 
das heute vorhandene weiter zu qualifizieren. 

Allgemein muß festgestellt werden, dal3 sich seit 1991 die So­
zialgesetzgebung rasant ändert. Damit verbunden bleibt immer 
die Frage, was kann an Diensten weitergeführt werden. Am 
stärksten betroffen bleiben weiterhin die ambulanten diakoni­
schen Angebote, wie z.B. Beratungsdienste usw .. Gerade aber 
dieser Arbeitsbereich ist für uns als kirchliches Werk unaul·­
gebbar. Wir erleben in unseren Beratungsstellen, daß viele 
Menschen gerade das kirchlich-diakonische Angebot suchen. 
Die unterschiedlichsten Beratungsdienste garantieren aber auch 
die nächste Anbindung an die jeweilige Kirchgemeinde und den 
Kirchenkreis. 

Thomas Fuhrmann 
Geschäftsführer 

In einem langen Prozeß haben sich die Diakonische Konferenz, 
die Kirchenleitung der Pommerschen Evangelischen Kirche und 
das Diakonische Werk auf eine inhaltlich und haushalts-recht­
liche Position für die nächsten 3 Jahre verständigt. Es ging da­
bei um die 3 folgenden Fragen und ihre Beantwortung: 

1. Was will die Pommersche Evangelische Kirche im diakoni­
schen Bereich ?

2. Was ist für die· diakonische Arbeit unverzichtbar?
3. Was kann und will die Evangelische Kirche in der diakoni­

schen Arbeit finanzieren?

Die Landeskirche hat sich klar und unmißverständlich t'ür die 
diakonische Arbeit und für ein Diakonisches Werk gerade auch 
als Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege ausgesprochen. 
Sie unterstützt diese Arbeit durch die Finanzierung von 
Pfarrstellen im diakonischen Bereich und clurch einen allge­
meinen Zuschuß für den Spitzenverband. Es ist aber unüber­
sehbar, daß sich für das Diakonische Werk erhebliche Konse­
quenzen ergeben. Wie werden die jetzt bestehende Arbeit cles 
Spitzenverbandes allein nicht in dem erforderlichen Umfang 
weiter durchführen können. Hier muß es zu einer engeren Zu­
sammenarbeit mit anderen Diakonischen Werken kommen. 
Dienste, die wir gar nicht mehr leisten können, werden wir 
möglicherweise an die Landeskirche zurückgeben müssen. Es 
ist zu überprüfen, wo die Landeskirche und clas Diakonische 
Werk enger und einander entlastend zusammennrbeiten kön­
nen. Es ist zu überlegen, wo es sinnvoll und machbar ist, daß 
dinkonische Dienste stärker in die Verantwortung der Kirchen­
kreise und Gemeinden gegeben werden können. 

4. Fachberatung und einzelne Dienste

Bereich Wohnungslosenhilfe 

Der Bereich der Wohnungslosenhi lfe ist ein zentraler Bereich 
des Referates. Seit Jahren steigt die Zahl der obdnch- und woh­
nungslosen Menschen in den „neuen" Bundeslündern während 
ihre Zahl im Westen stngniert. Als Ursache hierfür wird neben 
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dem mangelhaften Präventationssystem die steigende Arbeits­
losigkeit und damit verbundene Armut sowie der Voll wg ange­
stauter Räumungsklagen angesehen. 

Besonders betroffen waren wir. als einer der obdachlosen Be­
sucher der Tagesstätte Greifswald im letzten Winter· zusammen­
geschlagen wurde und erfroren ist, weil er sich nicht mehr be­
wegen konnte. 

Daneben gibt es aber auch in diesem Jahr wieder Grund zur 
Freude und zum Danken. 

Tagesstätte Greifswald 

Nachtcafe 

Unter Leitung von Schwester Theresa haben sich im letzten 
Winter über 60 ehrenamtliche Mitarbeiter bereit erklärt, die 
Tagesstätte auch nachts für unsere Besucher zu öffnen. So konn­
ten wir, wenn schon keine Wohnung und kein Bett, jeden Abend 
bis zu 15 Personen etwas Wärme und einen Schlafplatz bieten. 
Zeltlager 

Wie im letzten Jahr sind wir auch in diesem Jahr wieder 4 Tage 
mit I 2 Besuchern der Tagesstätten Greifswald und Demmin in 
die Kirchengemeinde Sophienhof zum Urlaub gefahren. 
Herr Pfarrer Kretschmar hatte Boote besorgt und neben den 
Paddeln und Schwimmen in der Peene standen auch Ausflüge 
nach Waren und Hiddensee auf dem Programm. 
Diese Zeltlager sind uns sehr wichtig, damit die Besucher we­
nigstens für einige Zeit ihre Sorgen und Nöte vergessen kön­
nen. Wir sehen darin aber auch die Möglichkeit, Dinge anzu­
sprechen, die im „Alltag" unserer Besucher durch zu viel Alko­
holkonsum verdrängt werden. 
Ein kleines Beispiel: Insgesamt hatten 3 Teilnehmer ihre Zahn­
bürste „vergessen" und fragten. ob wir ihnen weiterhelfen könn­
ten. Aufgrund der Erfahrungen im letzten Jahr hatten wir wel­
che dabei und haben gerne ausgeholfen. 
Betreutes Wohnen 

Hier konnten wir die Platzkapazität durch die Anmietung einer 
weiteren Wohnung auf 7 Plätze erhöhen. Damit scheint der 
Bedarf für Männer vorerst gedeckt zu sein. 
Probleme bereitet uns noch die Situation alleinstehender ob­
dachloser Frauen. Hier besteht ein spezifisches Angebot bei 
einem anderen Träger. Die Erfahrungen zeigen jedoch. daß un­
sere Besucherinnen ungern den Ansprechpartner wechseln, nur 
um bei einem anderen Träger ein menschenwürdiges Dach über 
dem Kopf zu finden. 
Hie1· überlegen wir noch. ob wir selber ein frauenspezifisches 
Angebot vorhalten sollten. 

Tagesstätte Stralsund 

Die ersten Dokumente reichen zurück in das Jahr 1991. Seit 
dieser Zeit bemühen wir uns. eine Tagesstätte für wohnungslo­
se Menschen in Stralsund aufzubauen. 
Im Herbst letzten Jahres wurden wir von der Bürgerschaft end­
lich mit dieser Arbeit beauftragt. Wir konnten ein Haus kauten 
und seit Februar ist es endlich soweit: 
Zunächst vorübergehend in der Mönchstraße und nun, nach 
umfangreichen Renorvierungsarbeiten, in unmittelbarer Bahn­
hofsnähe können bis zu 24 obdachlose Menschen das Angebot 
einer Tagesstätte· nutzen. 

Darüber hinaus können wir im selben Haus 8 Menschen ein 
Zimmer oder wenigsttn eine Schlafstelle anbieten. Eines die­
ser Betten wird für Obdachlose reserviert, die z.B. im Falle 
einer schweren Grippe zu gesund für das Krankenhaus und zu 
krank für die Straße sind. 

TAST Demmin/ Malchin 

Im Bereich des KDW Demmin besteht seit einiger Zeil eine 
Tagesstätte für suchtkranke Menschen. Mit diesem Bereich soll 
insbesondere für Menschen mit mangelhaftem Wohnraum die 
Voraussetzungen geschaffen werden, damit sie qualifizierte 
Hilfen annehmen können. 
Es fragen aber auch viele wohnungs- und obdachlose Menschen 
um Rat und Unterstützung nach. Wir versuchen nun, in Koope­
ration mit dem Sozialwerk der Evang. Freikirchlichen Gemein­
de Malchin, die in Malchin eine eigene Tagesställe betreibt, 
gemeinsam eine Tagesstiitte für wohnungslose l'vlenschen an 
zwei Standorten bewilligt zu bekommen. 
Die mündliche Zusage liegl schon vor, so daß wir damit rech­
nen, ab Oktober eine Regelfinanziernng zu erreichen. 

Bereich Suchtkrankenhilfe 

ambulante Rehabi I itation 
Die Zulassung zur ambulanten Rehabilitation bezeichnet im 
Gegensatz zur Beratung die Behandlung suchtkranker Men­
schen. Hierfür werden hohe fachliche Ansprüche an die Mitar­
beiter und ihre Ausbildung gestelll. 
Als erste diakonische Suchtberatungsstelle im Bereich PEK hat 
die Suchtberatungsstelle Ueckermünde/ Penkun die volle An­
erkennung erlangt. 
Die Suchtbernlungsstelle Anklam ist noch nicht anerkannt, be­
kam aber schon erste Klienten zur Behandlung zugewiesen. 

ambulante Nachsorge 
Die ambulante Nachsorge deckt den Restbehandlungsbedarf 
nach einer ambulanten oder stationären Rehabilitation ab. Hier 
sind inzwischen alle diakonischen Beratungsstellen innerhalb 
der PEK anerkannt. 

Betreutes Wohnen 
Die Beratungsstelle Bergen möchte in diesem Jahr damit be­
ginnen, Betreutes Wohnen für abstinent lebende Menschen an­
zubieten. Die Verhandlungen mit eiern Sozialamt des K1·eises 
verliefen sehr positiv und aussichtsreich. 

Führersehei n-Gruppen 
In den Beratungsstellen und Selbsthilfegruppen treten in letz­
ter Zeit verstärkt Menschen auf, die ihren Führerschein durch 
Alkoholgenuß verloren haben. Für diese Personengruppen ha­
ben Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus den Beratungsstellen 
ein eigenes Programm mit dazugehörigem Curriculum entwik­
kelt. Das Curriculum wurde von der Landesstelle gegen die 
Suchtgefahren übernommen und den Mitgliedern als Arbeits­
grundlage empfohlen. 

Betreuungseinrichtung Düvier 
Die Nachsorgeeinrichtung für Suchtkrnnke „Magnus Böttger" 
in Düvier konnte am 30. August 1997 den angeschlossenen 
Neubau einweihen. Damit konnte die Kapazittit auf 40 Plätze 
erhöht werden. 
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Zu<itzlich :;tehen noch 3 Pliillc für suchtkrankc 1\Linncr bereit, 
die akut von einem Rückfall gefährdet sind. 

Peter Schmuck 
Ref'erent Gefährdetenhilfc 

,
Jugemlgcmcinschaftswcrk 

Die Aussiedlerarbeit im Auftrag des DW in unserer Landeskir­
che konzentriert sich hauptsiichlich auf die Mitte und den Sü­
den unsern Landeskirche. Die Arbeit gestaltet sich in zwei 
Bereichen, in die Arbeit der Jugendgemeinschaftswerke von 
Greifswald und Anklam, die sich speziell um die lntegrntion 
und Belange der jugendlichen Aus- und Spiitaussiedler kUrn­
mern, und die Familienberatungsstelle, die sich vornehmlich 
um die Begleitung von Aus- und Spätaussiedlerfamilien (mit 
dem Schwerpunkt der iilteren Aussiedler) bemüht. 

Seit Oktober 1997 konnten wir mit der Arbeit in einem Sonder­
projekt in Tutow beginnen. Hierbei geht es ebenfalls um die 
Integration von Spätaussiedlern in einem offenen Jugendtreff. 
Seit dem O 1. März l 996 gilt das Wohnortzuweisungsgesetz, das 
besagt, dall die zugeteilten Spiitaussiedler jetzt rlir 2 Jahre in 
dem ihnen zugewiesenen Kreis wohnen bleiben müssen. Dies 
hat zu einem stetigen Anstieg der Aussiedlerzahlen geführt. Z.B.: 
in Torgelow. einer Kleinstadt mit ca. 11.000 Einwohner lebten 
zum 31. i\ugust 1997 231 i\ussicdlcr in 48 Familien, davon 
beziehen 8 Aussiedler eine Altersrente und über 100 Aussiedler 
sind unter 27 Jahre. Über 50 % der eingereisten Spätaussiedler 
sind statistisch unter 30 Jahre, nur Jic wenigsten habc11 Jas 
Rentenalter bereits erreicht. 
Im JGW Anklam sind vom 1. Januar bis 31. August 1997 78 
neue jugendliche Aussiedler registriert (1996 w,iren es insge­
samt 124). Sehr auffällig ist, dal3 die meisten zugereisten 
S pätaussied lerfami I ien Mischehen sind (Deutsche und Russen). 
Dies bedeutet. daß wir zunehmend Aussiedlerfornilien haben, 
bei denen sich ein Farnilienrnit_glicd nach § 8 des Aus.ländcr­
rechtes hier aufhält. Dies führt oft zu Spannungen innerhalb 
cler Familien, aber ::weh unter den Aussiedlern. Hier ist eine 
besonders behutsame individuelle psychosoziale Begleitung der 
Betroffenen von den Mitarbeitern gefragt und notwendig. 
Besonders brisant sind die Bereiche Sprachkurse (lange Warte­
zci ten, z.B. in Torgelow ca. 1 Jahr auf Grund der hohc11 Zu­
zugszahlen), Schule (vielen Jugendlichen fallt der Schritt in 
das bundesdeutsche Bildungssystem sehr schwer, nicht nur we­
gen der fehlenden deutschen Spmchkenntnissc). Bcrufs:1usbil­
dung (die Jugendlichen schaffen den Einstieg nur, wenn sie ei­
nigermaßen gut deutsch sprechen und die entsprechenden Spiel­
regeln kennen, denn sie müssen mit den Einheimischen um die 
wenigen Plätze konkurrieren), Und noch schwieriger ist die 
Frage nach der Arbeit, die vor al lern für die Älteren sehr wich­
tig ist, um ihr Selbstwertgefühl zu erhalten und nicht in De­
pressionen und Resignation zu verfallen: 
Besonders auffällig sind die Aktivitäten der Sekten, die ganz 
stark auf die Aussiedler zugehen und werben (besonders zu er­
wähnen sind die Zeugen Jehovas und die Mormonen in und um 
Greifswald und Wolgast). In einigen Kirchengemeinden wer­
den die Aussiedler integriert, und es gibt gute Begegnungsan­
gebote, leider aber nicht in allen Kirchengemeinden, in denen 
auch Aussiedler wohnen. 
Leider zieht sich der Bund immer mehr zurück, nicht nur, daß 
er weniger Geld für diese wichtige Arbeit zur Verfügung stellt, 

sondern daG er auch die gcselllichcn Rahmcnhedingungc11 für 
die Aufnahme von Spätaussiedlern immer mehr eingrenzt, so 
daß einreisewillige Spätaussiedler ausgegrenzt werden. 

Die Kirchengemeinden möchten wir nochmals ermutigen. :wr 
die zu uns kommenden Spätaussied'1er zuzugehen, damit die 
Gemeinden für die Spätaussiedler zur Heimat werden können, 
die l'lir uns alle ,rnch eine Bercicheru11g sein werden. 

Albrecht Süptitz 
Referent Aussicdlcrarbcit 

Kinder- und Jugendhilfe 

Dc1s Referat Kinder- und Jugendhilfe umfaßt die Aufgaben der 
Kindertagesstätten, der Hilfen zur Erziehung und der Jugend­
sozialarbeit. Schwerpunkt ein Arbeit in diesem Jnhr war die 
Wahrnehmung von Spitzenverbandsaufgaben im Sinne von 
Mitgliederberatung, Bearbeitung von Grundsatzfragen und Ver­
tretung in Gremien wie Landesjugenclhilreausschuß und in des­
sen Unterausschüssen „Jugcndhill'cpl:mung" . .,Hilfen lllt Er­
ziehung" (Vorsitz) außerdem im Fachausschuß „Kincler- uncl 
Jugendhilfe" der Liga. Auf Bundesebene wurde clie Vertretung 
im Evangelischen Erziehungsverband (EREV-F:1chbeirc11) und 
in der Bundesvereinigung Ev. Tageseinrichtungen für Kinder 
e.Y. (Vorstand) und im Arbeitskreis der Jugenclhilfereferenten
Jcs Diakonischen Werkes der EKD w,1hrgcnomrncn.

Aufgaben gebiet: Kindertagesstätte 
Im Jahr 1987 beschloß die Konferenz evangelischer Kirchen­
leitungen in der DDR einen Grundsatztext zu Aufgabe und Ziel 
im ev. Kindergarten, in dem es heißt: .,Die ev. Kinder)rnrten­
arbeit ist ein Teil des Auftrages der christlichen Gemeinde. das 
t::vangclium von Jesus Christus allen Menschen auszmichten. 
Sie geschieht in der Gemeinde und ist in das Lehen cler Ge­
meinde und der ganzen Kirche eingebunden ... (Glauben erle­
ben, Berlin 1989 S. 7) 

Dieser Aufgabe und Ziel wissen sich auch die 2 l evangelischen 
Kindert:1gc:sstiittcn in der PEK im fahre 1997 \Crril'lichtcl. 

Für 1201 Kinder sind die ev. Kindertagesstätten Orte des Le­
bens, des S pielcns, des Lernens der Begegnung mit andern Kin­
dern und sie machen religiöse Grunderfahrungen und c1 leben, 
daß Kirche zum Leben gehört. Offene Eltern- und Familien­
arbeit erweitert das Konzept der Kindertagesstätten und ermög­
licht so ein nicderschwclligcs AngeboL fiir 1\:lcnschen, die der 
Kirche noch skeptisch oder fremd gegenüberstehen. 

Die Finanzkrise im Land, Kommune und Kirche wirkt sich auch 
auf die Arbeit der Kindertagesstätten aus. 

Die Betriebskostenverordnung ermöglicht den Trägern zwar eine 
planbare Finanzierung, ist aber sehr knapp hemessen und nicht 
ausreichend, um ein qualitativ hochstehendes Angebot vorzu­
halten. Die Kindertagesstätten sind weiterhin auf die·unterstOt­
zung der Landeskirche angewiesen. Die Höhe der U nterstüt­
zung kann nicht, wie in den letzten Jahren geschehen, weiter 
reduziert werden (von 500.000,- DM auf l 00.000.- DM im Jahr 
1997). 
Der Beratungsbedarf der Träger und Mitarbeiterinnen in struk­
turellen1 konzeptionellen und finanziellen Fragen ist hoch und 
in diesem Jahr noch gestiegen. 
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Ertrui!1cherwcisc 1st es wie 111 Jen vcrg,mgenen Ltnren gelun­
gen. eine Kindertagesstätte an einem Modeli des Landes zu 
beteiligen. Die Modelie ermöglichen den !vlitarbelterinnen und 
Trägern Erf,1lirungen mit neuen r,ädagogischen .!\ 11sätzen und 
tragen so zur Qualitätsverbesserung bei, was letztlich den Kin-­
dern zugute kommt. 

Hervorzuheben ist der 1. Mitarbeitertag. der eine gute Reso­
nanz· hatte. Im Referat und in Arbeitsgruppen wurde unter dem 
Thema „Zus,1mmen·wachsen - zusammen wachsen - Ev. Kin­
dcrl,1gesstätten aur dem Weg" der nu111nehr 5 Jährigen Geschich­
te de meisten Kindertagesstätten in kirchlicher Trägerschaft und 
der '.'i0jährigen Geschichte der 5 Ev. Kindertagesstütten gedacht. 
Son.,t wurden in gewohnter \\'eise. Träger-, Leiterinnen uncl 
Mitgliedertagungen (Leiterinnen + Träger) sowie Fortbildung 
durchgeführt. 

Arbeitsl!ebiet: Hilfen zur Erziehung 

In diesem Arbeitsgebiet gibt es clic größten Turbulenzen. Das 
KJ l IG fordcr eine Angebotspalette ambu lantcr, teil statio1üircr 
und stationärer Hilfen. 

Die Triigcr bemühen sich um einen quantitativen und qualitaLi­
ven Autbau dieser Hilfen. 

Dmch die Kündigung der Prtegesatzverc1nharungcn durch den 
Lanclkreistag und das Scheitern der Verhandlungen zu neuen 
Vereinbarungen ist eine Verunsicherung der Träger eingetreten. 

Je nach Kreis sind die Standards schwankend, und es zeigt sich 
eine Tendenz. diese herabzusetzen. Probleme fehlender bzw. 
geringer Jugendhilfcpl,rnung uncl die m,1ngclndc f'inanzicrbar­
kcit auf der Ebene der örtlichen Jugcndiimtcr erschweren clie 
Arbeit zusätzlich. 

Der Beratungsbedarl der Triiger in strukturellen, konzeptionel­
len uncl finanziellen Fragen ist auch in diesem Arbeitsgebiet 
hoch. Wichtig ist hier eine jugendpolitische Einmischung in 
den o.g. Grem icn. 

Arbeitsgebiet Jugendsozialmbeit 

D,1, Referat war an der Gründung der „Ev. Arbeitsgcrncinschc1rt 
Jugendsozialarbeit in Vorpommern" beteiligt und hat den Vor­
sitz. Mitglieder sind Tr:.i.ger von Jugendsozialarbeitsprojekten 
au, Kirche uncl Di<1konic. 

Der Lehrstellennotstand und die Jugendarbeitslosigkeit lassen 
die Jugendsozialarbeit als ein Arbeitsfeld mit steigendem Be­
darf erscheinen, aber die Anzahl der Projekte, die Kirche und 
Diakonie betreiben, ist sehr gering. 

Die nichtkostendeckende Finanzierung und die Kürzungen im 
AFG-Bereich lassen viele Träger vor dem Initiieren und Durch­
führen von Projekten zurückschrecken. 
Auch in der Schulsozialarbeit sind kirchlich-diakonische Trä­
ger sehr zurückhaltend. Hier könnte mehr Engagement seitens 
der Kirche und ihrer Diakonie erfolgen. Es ist eine nötige und 
lohnenswerte Aufgabe, um die Botschaft des Evangeliums zu 
verdeutlichen. 
Insgesamt ist anzumerken: Der Beratungsbedarf ist gestiegen. 
lm Laufe der Jahre hat sich eine vertrauensvolle und partner-
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sch;iltliche Zus,irnmenarhcit entwickelt. Wünschenswert \\'i"·c 
es. die Kontinuität zu erhalten. 

RrigiLLe Müller 
Referentin für Kinder- und Jugendhilfe 

Familienarbeit 

Durch die Gewährung großzügiger Fördermitte\ konnte Zingst 
eine wunderschöne FamilienferiensUitte ent'1ehen. Der 
F:m1ilicnurlaub ist ein geeignete, Mittel, dem Wun"·li cler i\'lcn­
schen nach Sicherheit. Liebe und Geborgenheit Ausdruck zu 
verleihen. In unserer heutigen Zeit ist es mehr denn je notwen­
dig. daß die Familie wieder cbs Zentrum eines jcclcn cinzcl,1c11 
wird. 

Mit L,ande,rnilleln in Höhe von 243 TDi\l konnte d<1s Diako1u­
sche Werk in den Jahren 1994 bis 19% 266 kinclerreiche und 
wirtschaftlich schwache Familien fördern. Leider sind diese 
Mittel J <J97 ;2.cslrichen worden. Mit rclcitiv wenigen Mitteln 
konnten Rahmenbedingungen geschaffen wc1-den. clic im lnlcr­
esse der gesamten Gesellschaft liegen mlissen. Für viele Fami­
lien sind auch die geringen Tagcssiitzc. wie wir sie auf eiern 
Zingsthor h;1bcn, \eidc1 nicht c1schwinglich. Aul cliescm Hin­
tergrund möchten wir Sie ermutigen, sich für die Wiederein­
führung dieser Fördermitte\ einzusetzen 

Eine weitere Aufgabe. der wir uns gestellt haben. ist die Ver­
mittlung von Mutter-Kind-Kuren. Viele Mütter, die eigentlich 
dringend eine Kur benötigen, .sind verunsichert uncl w,1gC11 es 
nicht, eine i\!Utter- bzw. Mutter-Kind-Kur zu beantragen. Schuld 
daran ist die Sorge um den Arbeitsplatz und die aktuelle Ge­
sundheitsreform mit ihren Kürzungen uncl Eins0arunger1- Ge­
rade Mütter, die Uiglich enorme Leistungen erbringen und oft 
so überlastet sind, daß ihre Gesundheit ernsthal·t angegriffen 
ist. dürfen nicht darunter leiden. cl:iß gcsr,art werclen muß. Wir 
beobachten Jicse Enlwicklung mit Sorge und machen den i\lLil­
tern Mut, eine Kur in einem kirchlichen Müttergenesungswerk 
zu beantragen. 

Heidemarie Lampe 
Referentin flir Erholungsfürsorge 

5. Die Arbeit der Kreisdiakonischen Werke und die

Gemeindediakonie

Die Arbeit der einzelnen Kreiscliakoni,chen Werke ist in den 
einzelnen Regionen unterschiedlichen gewachsen. Viele Auf­
gaben werden übernommen, die nur durch ein kontinuierliches 
Engagement in der Region zur diakonischen Tätigkeit wurclen. 
Wir hätten als Spitzenverband auf neue Aufgaben und Anfra­
gen nicht reagieren können, weil dazu die Kenntnis von den 
Gegebenheiten vor Ort notwendig ist. 
Die Motivation der Geschäftsführer ist sehr hoch, und es gibt 
noch eine Reihe von Aufgaben, denen sich die Kreisdiakonischen 
Werke stellen würden. Leider werden durch die fehlenden Ei­
genmittel unüberwindbare Barrieren geschaffen. Die vorhan­
denen Dienste konnten bis jetzt gehnlten werden, aber dieses 
wird weiterhin nicht ohne weiteres möglich sein. 
So mußte auch ein Kreisdiakonisches Werk aus wirtschaftli­
chen Gründen einige Dienste in andere diakonischeTri:igerschafl 
geben. Diese Entscheidung ist allen Beteiligten nicht leicht 
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geworden. war aber der einzige Weg. um 3 Berntungsdienste zu 
halten. 
Wir hoffen. ,Lill die Kreisdi<tkoni,chen Werke ihre ;\rbcit fort­

setzen können. 

Gesine Neubauer 
Abteilungsleiterin Ambulante und Soziale Dienste 

Dieses wird sehr· stark davon �1bhlingen, wie die Gemeinden ihre 
diakonische Arbeit sehen und ,erstehen. Ist sie zusätzlicher 
Ballast oder Lebensäußerung und Lebensfunktion der Kirche? 
Die Diakonie möchte in der Gemeinde zu Hause sein und nicht 
vor der Tür stehen. Denn Kirche und Diakonie gehören zusam­

men wie die hciden Seiten einer f.1ii111:e. Es siml zw:1r verschie­
dene Bilder. :1hcr- der Wert ist der gleiche. Eine Seite ohne die 

ander ist zwar eine numismatische Rarität aber eigentlich Falsch­

geld. Erfreulicher- und dankbarerweise gibt es eine ganze Rei­
he von guten Verbindungen zwischen diakonischen Diensten 

und Einrichtungen und Kirchengemeinden. Dennoch ließe sich 

hier in Zukuntt noch viel mehr gestalten, z.B. in cler Nutzung 
von Riiumcn. im gemeinsamen ]·eiern. im ;\ust:1usch von Dien­
sten. Wichtig ist dabei, daß die Diakonie in der Gemeinde und 

die Gemeinde in der Diakonie verwurzelt ist. Auch hier gilt, 
daß Gottes KrZlft in den SchwZlchen mächtig ist und wir ge­
meinsZ!m Zlm besten den viel fälligen Hernusforderungen gerecht 

werden ki\nnen. 

6. Hospizarhcit

Die Sorge um schwerkrnnke und sterbende f\1enschen gehört 
zu den wichtigsten christlichen AufgZ1ben. LZlnge Zeit wurden 
Sterben und Tod in unserer GeselischZlft verdrtingt und tZ1bui­
sicrt. In den letzten fahren ahc1· h:n durch die HPspizhcwcgung 

der hcwuf;te 1 'mgang mit den Themen "fod und Stnhcn wieder 
Akzeptanz und Verbreitung gclunJen. 

Der Begriff .,Hospiz" kommt ZlUS dem Lmeinischen: ,,Herber­
ge" oclcr ,,GZ1stfreundschZ1ft'". Die „Hospizidee" zielt in erster 
Linie nicht m1f ein Hm1s (Herberge) hin, in das 1'.lcnschen m1f­
genommen werden. :;ondern :1uf die Grundh,litunc2 der Beglei­
tung und Hill"c. Die Hospizarhcir wendet sich unheilhar kran­
ken und sterbenden Menschen zu, mit dem Ziel. mitzuhelfen, 

daß Menschen in ihrem letzten Lebensabschnitt in cler ihnen 
angemessenen Weise gestnlten und in möglichst menschenwür­
diger Weise sterben können. i 967 wurde in London das l. ,.mo­

derne" Hospiz von Cicley Saumlers gegrlindcl. Sie h:1l deutlich 

gemacht, wie wichtig sorgfolrigc Plkge, gute Schmerzthcr,1pie, 
aufmerksame. mitmenschliche und geistliche Begleitung und 

der Respekt für die Wünschen und Bedürfnisse der schwerkran­
ken und sterbenden Menschen sind. 

Ein Kennzeichen des Hospizgedankens ist die Sicht des Lebens 
Zlls natürliche Einheit von seinem Beginn bis zum Tod - Sterben 
ist Leben. Die Hospizarbeit zielt vor allem auf lindernde Pfle­
ge und fürsorgliche Begleitung. Ziel ist es, Leben weder zu 

verkürzen, noch zu verlängern. Die lebensbejahende Grundidee 
schließt aktive Sterbehilfe aus. 

Die Hospizarbeit soll im Grunde kein neuer Arbeitszweig sein, 
sondern eher eine Vernetzung, Verzahriung, Integration und In­

tensivierung bestehender Hilfsangebote wie medizinische Ver­
sorgung, stationiire und ambulante Pflege sowie sozial­
psychologische Betreuung und Seelsorge. Für diese Fülle von 

aufgaben ist die ;\rbeit von ehrenamtlichen Helferinnen un,er­
zi,htbar 1 Sie miisscn riir ihren Dienst ,orbercitet und in ihrer 
Tcitigkeit begleitet werden. 

Die Finanzierung der Hospizarbeit beruht z.Z. Z1ber auf einer 
sehr schmalen Basis. Für KrnnkenkZlssen-Versicherte besteht 
unter bestimmten Vornussetzungen die 1'.löglichkcit, 250.00 D:V1 

p1·0 Tag für eine Versorgung in einem stationiüen Hospiz zu 
crhzdten. Diese Summe reicht aher nicht m1s. Für ,imhul:rnte 
Hospizangebote gibt es keine Regcll111:1nzicrung. 

Bundesweit gibt es z.Z. über 350 ambulante Hospizclienste. 28 
Hospize und ca. 25 PZliiZltivstationen an KrZlnkenhäusern. ln 
1'.lccklenhurg giht es 1.Z. 2 amhu/11nrc Hospi1.dic11stc und l 
Hospiz (an ein KL1nkenh,1us,mgebumlcnl in Grümlung. l rn ßc­
rcich der Pommerschen Evangelischen Kirche besteht seit r\n­
fang dieses Jahres eine Hosriizinitimin: in Greifswald. die im 

No,ember einen ersten Ausbildungskurs (mit c.J. 12 Teilneh­
merinnen) für freiwillige Hospizhelfcrinncn beginnt. Hollenl­
lich kann der Hospizclienst im Frühjahr 1998 diesen urdiako­
nischen Auftrag von der Kirche und Di:1!;,onie errüllc11: S,·ll\\Tr­

h:illke11 und sterhenden Menschen ein Zuhause bieten Sn wie 
es in dem PositionspZ!pier (Hospiwrbeit) des Diakonischen Wer­

kes der EvZlngelischen Kirche in Deutschl,rnd heißt: .. Kirche 
und DiZlkonie haben sich durch die Hospizbewcgung an eine 
ihrer ureigensten AufgZ1ben erinnern IZ!ssen. Sie sind m111 her­
ausgc!'onlert. diese Impulse m1!'zuncl1111cn u11cl zugleich ein 

irrnov:itivcs l'eld sozi:tle11 Lernens zu begleiten und ;:u l0c,chüt-
1e11. 
Philip Stoepker 

7. Aus dem Bereich der Mitglieder des Diakonischen

\Verkes

Diakonie-Pflegedienst gGmbH in Vorpommern 

Als Zlm l. Januar 1996 die DiZlkonie-Pflegedienst gGmbH in 
Vorpommern (DPdV) Zlls Gesellschaft ihre Arbeit aufnZ1hm, 
w:1ren viele skeptisch. oh ein derartiges Gebilde von l,rnger 

D,1uer sein kiinnlc. S11 verahschiederrn ,ich auch gleicl1 in der 
G1ündungsphasc viele engagierte 1'.l1tJ1 bcitcrlnnen. j:1 g,111,:c 

Stationen in die SelbsUindigkeit (Löcknitz. Eggesin. Bmth. die 

3/4 StZltion Strnsburg). Diese Fluktu:1tion ist aber beendet. weil 
Z1uch die Mitmbeiterlnnen die Vorteile eines Verbundes cler 
SozialstZltionen sp(iren und sich mit eiern neuen Arbeitgeber mehr 

und mehr ,111freundcn können. 
Die DPdV besteht :1u, l 3 Sozi,1lst:1l1011c11. die von Lüllcrsh:1gen 
bis Gartz/Oder Krnnke. Alte, PflegebeJlirltigc und R,1stsuchencle 

betreuen. Sitz der Gesellschaft ist Anklam. Gesellschafter der 
DPdV sind die ehemaligen Träger der Stationen: Kirchenge­
meinden 48 %, Diakonisches Werk 44 %, KDW Pasewalk/SDZ 
Strnlsund 8 %. Z.Z. sind 133 Mitarbeiterinnen rest angestellt 
und ca. 20 weitere Kräfte mbeiten auf Honorarbasis in den Sta­
tionen. Die Arbeitsfelder umfassen natürlich clen gesamten Be­
reich der häuslichen Krankenpflege von der einfnchcn Insulin­

injektion über hauswirtschaftliche Versorgung, Berntung plle­
gender Angehöriger bis hin zur Pllege Schwerstpl'lcgebedürftigcr 
und Begleitung Sterbender. Neben diesen ureigenen Aufgaben 

häuslicher Pflege bieten wir in Greifswald z.B. auch die 
Familienpflege an, d.h. Unterstützung und Stabilisierung von 

Familien in Krisensituationen. In Gartz/Oder sind wir vom Kreis 
beauftragt worden, Förderschlilcr auf dem Weg zur Schule zu 
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begleiten. Dort eng;igiert sich die DPdV auch intensiv in der 
Behindertenarbeit. Durch das Wegbrechen der im ländlichen 
Rz1urn hcli11cllichcn Klichen spielt der Bereich .. Essen .:iuf R�­
dern" zunchrnemJ eine wichtige Rolle. 

Seil. dem 1 . .J.:in11.1r 1996 hat sich in cler ambulanten Kranken­
pilcge viel 1eriindcrt. Die Umstellung aulclic Pllegcvcrsichcrung 
ging 1996 nur sehr schleppend voran. \lit der Einführung der 
Pflegeversicherung ist die Vergütung für viele Leistungen ge­
rint2L:r gcworc!L:n. Die Mitarhciterlnncn müssen :'ür dcn glei­
chen Ertrag länger mbeiten. Auch ist 1996 die Förderung von 
L.:incl. Kreis und Kommunen fz1st völlig zusammengebrochen. 
Die priv:Jtc Konk11rr-cnz schoß L,st an al lcn Orten wie Pilze c1us 
dem Boden. Unsere \1itarbcitcrlnncn mußten plötzlich um je­
den Patienten kümpfen und s::ihen sich einem harten Konkur­
renzkampf rrusgcsctzt. Einige Stationen (Strnshurg, Krien, 
Frzrnzbug, Stralsunc!/Fr,mkcn) kz1men dadurch in serührliche fi­
mrnzielle Situ8.tioncn. die sie allein kaum hätten überstehen 
können. Durch clen linanziellCll Ausgleic:t der besser gestellten 
Siz1lioncn und clmcli Umstrukturierungen ist es gelungen. clie 
angeschlagenen Einrichtungen wieder zu stabilisieren, ja Fr;inz­
burg und Strasburg sincl in diesem Jahr zu den finanziell renta­
belsten St:1tioncn aul·gcsticgcn und können nun ihrerseits die 
im vergangenen Jahr erhaltene Hilfe anderen weiterreichen. 
1997 stellt sich bis heute als ein „ruhiges" Jahr. heraus. Es sind 
burn Veriindenrngcn crngctrctcn. Die /1rbeit ist natürlich mehr 
und hürter geworden Wir wercJcn 1997 ohne Fördermittel und 
mit weniger Mitarbeiterinnen soviel Einnahmen erwirtschaf­
ten wie 1995 mit Fördermitteln. die dam::ds ca. 25 % des Gc­
s:1rntcrtrages :n1sgcmz1cl1t h:1ttc11. 

Dunkle Wolken ziehen sich aber für 1998 zusammen. Sowohl 
Kr:1r1kcn- ur1d Pllegd.zisscnvcn1'.1ge wcrcicn neu 1·crh:mdclt und 
der ungeheure Sparzwang cler Kassen Hißt Schlimmes befürch­
ten. Streichungen von Insulininjektionen, Verbandswechseln etc. 
sind schon Cast heschlossenc Sache. W:1hrseheinlich werden nun 
auch clic Patienten der hüuslichcn Krankenp11cgc viele Leistun­
gen privat finanzieren müssen. 1vas den \1enschen der ehem:ili­
gcn DDR knum erklhrbm sein wird. Somit befürchten natürlich 
alle Mitai-bcitcrlnncn um ihren Arbcitspl:itz. 

Einige Skeptiker bei der Gründung dieser gGmbH meinten, die 
ki rc h I iche A 11 bi nd11ng der Sozi :1htationcn :rn die Ki rchcngemcin­
de könne schwächer werden. Aus meiner Sicht war diese Be­
fürchtung unbegründet. In den Gemeinden, in den die Sozial­
st:1tion lest integriert w::ircn, hat diese Vcrhind11ng n:ich wie vor 
Bestand. Viele Mitarbeiterinnen arbeiten aktiv in den .Gemein.c 
dekirchenräten und engagieren sich oft über ihre Kräfte hinaus 
in clen Gemeinden. Jüngstes Beispiel dafür ist die Sozialstation 
in Gmtz/Oder. Gemeinsaril mit der Kirchengemeinde ermög-
1 icht die DPdV im Monat Oktober 1997 ca, 20 geschädigten 
Kindern aus cler Gegend um Tschernobyl in Gartz einen Erho­
lungsurlaub. Die Sozialstation stellt Räume, Mitarbeiterinnen 
und erhebliche finanzielle Mittel für dieses Projekt zur Verfü­
gung, damit der Aufenthalt und die Betreuung abgesichert wer­
den können. 
Ich denke, auch in der Form einer gGmbH ist die ambulante 
Gemeindekrankenpflege unserer Sozialstationen ein wichtiger 
Bestandteil kirchlicher uncl diakonischer Arbeit in den Kirchen­
gemeinden geblieben und wircl es auch zukünftig bleiben. 

Dr. Ralf Ponacler 
Geschäftsführer 

Berufsbildungswerk Greifswald 

Mit der deutschen Einheit h:1.t die B11ndesregicrnng cntschic­
der,, m jedem neuen ßunclcsL1nd ein Bc1·ul"sbildungswcrk a11r­
zubauen. Der Einzugsbereich fLir die Einrichtung ist clie gesamte 
Bundesrep1iblik De11tschlnnd 

Diese Werke dienen der beruflichen und sozialen Rehabilit:iti­
on erstnuszubildender Jugendlicher und junger Erwachsener mit 
u 1llcrscbicclliche11 Körper- und Lcrnhchi 11dcnint2c;1. Trligcr des
Berufsbildungswerkes Greifswald ist die Diakoniewerk Züssow
gGmbH. Diese gemeinnützige Gesellschaft wurde vom
Pornmersclwn Diakonicvcrh:1nd Züsso·.v c.  V.  _'-'.Cmcins:1111 mit
dem Diakonic-Hillswe,·k Scl1lcswig-Holstcin gegründet. Ihr
alleini6er Zweck ist die Triigerschaft fi.ir das mecklenburg­
vorrommcrschc Bcrufsbild11nf::swcrk. Fs werden im Werk 24 
Ausbild11ngsgü11gc urd ein f'ördcrlcllrgang sowie Pllit7c zur 
Arbeitserprobung und Be1ufsfindung angeboten. Die Belegung,­
k::irazität hcträgt zur Zeit 350 Auszuhildencie. Das Werk hat 
170 Mitarheitcrlnnen. Die Ccsam1in,,cstitiow,s11rnmc des 
Berufsbildungswerkes beläuft sich :iuf 115 Mio D\,1. clic in clen 
Jahren 1993 bis 1997 verb:iut wurden. Die Zuwcndungsgeber 
sind d:1s Bundesministerium i'Lir Arbeit und Sozi:ilordnu11g, die 
Bundesanstalt für .f,rbeit und das L::ind Mcekelnburg-Vor­
pommern. 

Von den 350 Rehabilitandcn wohnen 25D aur dem Gelände des 
Werkes in Wohngruppen mit Einzelzimmern b;,:w. Einzelap­
partements. l 00 RehZtbilit::indcn ZlllS der Entl:ißst11re wohnen in 
;ingcmictctc11 Wohnungen in clcr Han�cswclt G1cifsw:1lcl Die 
Einrichtung ist speziell für körperbehinderte RehabilitZ111clen 
:iusgestattet. 

Die Ausbildung wird durch ,Ärzte, Kn111Kenschwestern. Physio­
therapeuten, Ergothernpeuten. Sozialzirbeitcr uncl Psychologen 
hcglcitct. Die gesamte mcdizinisehc Vcrsorg,mg ,,ircl durch die 
Kliniken der Ernst-\loritz-Arndt-Univcrsitlit Grei 1·swald unter­
stützt. 

,c\ulkrhalh des Berufsbildungswerkes (in Kcnrnitz/Mcicrci) 
befindet sich die Ausbildungsgärtnerei für clie Ausbildungs­
richtungen Zierpflanzengärtner uncl Floristen. In dem angemie­
teten Ausbildungshotel in Grcifswalcl-Wicck weiden die Be­
rufsgruppen im G::istgewerbe uncl Köche ausgcbilclet. Im 
Ladebower Gewerbegebiet 1 i egt unsere A usbi lcJ u ngs bäckerei, 
in der 24 Biickcrlchrlingc ihre A11sbilclung c1k1ltcn. A11l dem 
Gchindc des Bcrursbilclungswerkes werden ciic Berufsgruppen 
,Bauzeichner, Bürokaufleute, Bürokräfte, Schlosser. Zweirad­
mechaniker, Zimmerleute, Maurer, Maler, Hauswirtsclrnfter uncl 
Köche ausgebildet. 

Zur Begleitung der Rehabilitation wurde im Mai 1997 der letz­
te Bauabschnitt fertigestellt. in eiern cler Therapiebereich. ein 
Sporthallenbereich, ein Cafe, ein Theatersaal. ein Kommuni­
kationszentrum uncl mehrere Arbeitsgemeinschaftsrt\ume ge­
schaffen wurden. Dieser Freizeit- uncl Tagungsbereich ist auch 
für die Öffentlichkeit nutzbar. So tinclen div;rse Taoun<>en clcr 
Hansestadt, der hiesigen Universität. der Diakoni; und auch 
des Theaters Vorpommern in den Rüumlichkeiten statt. 

W. Gerbitz
Geschäftsführer
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8- Ökumenische Diakonie

Mit bcsondc1·cr Erwartung blicken wir in diesem Jahr auf den 
1. Adventssonntag, denn an diesem Tag wird in Greifswald die
bundesweice Eröfjiwng der 39. Ak1io11 „ßrol fiir die Welf" statt­
finden. Wir hoffen, daß der Bundespräsident Roman Herzog
und weitere n,1mhaftc Persönlichkeiten daran teilnehmen wer­
den. Dem Fc\lgottesdiensl im Don St. NikoL1i 11ird sich die
Eröffnungsveranstaltung in der /\ula der Univcrsit,il anschlie­
ßen. Bereits am Abend vorher ist eine Benefizveranstaltung
zugunsten von „Brot für die \Veit" in der Jakobikirche. Um die­
ses Ereignis herum wird es zahlreiche Aktivitbten von kirchli­
chen und gesellschaftlichen Gruppen geben.
Das Spendenaufkommen in der Pommerschcn Evangelischen
Kirche l:1g l 'JC)6 diesmal mit 406.284,66 DM crrrculichcrwcisc
wieder höher als 1995.
Auch das Spendenaufkommen der Aktion „Hofjinmg in Ost­
europa" ist 1996 auf 70.478,54 DM gestiegen. Damit konnten
die über 20 Gemeinden und Initiativgruppen in unserer Lan­
deskirche, die in Osteuropa t:itig sind, in ihren /\ktivirntcn un­
terstützt werden. Besondere llill"c erfuhren auch die Opfer der
HochwC1.1scrkuws1rophe der Oder in Deutschland wie auch in
Polen und Tschechien. 10.000 DM konnten dem Bischof der
Evangelisch-Augsburgischen Kirche in Polen, Jan Szarek, über­
geben werden. Zahlreiche Spenden gingen direkt auf dem Son­
derkonto des Diakonischen \\'crkes der Berlin-Brnndenburgi­
schcn Kirche ein. Gestiegen ist auch die Oi:11111enische
Milor/Jeilcrhi/je mit 123.918.39 DM. die unseren Pc1rtncrkirchcn
in Tansania und Südafrika und den Kirchen in Osteuropa zugu­
te kommt. Es ist erfreulich und dankbar zu sehen. daß die Be­
reitschaft zum Teilen bei vielen Menschen vorhanden ist.

Gespannt sind wir auf die 4. Diuko11ic-Oslsee-Konfere11z, die 
vom 2. his ö. September l 99S unter dem Thc111:1 „Di:1konie tiher­
winclet Grenzen" in Slcllin slZlttfinclen wird. 

9. Jubiläum 1998

Im kommenden Jahr jährt sich zum 150. Mal die Gründung des 
Centralvcrcino der Inneren i\·1ission. Vorausgegangen W,lr clie 
bcrüh111t gewordene Rede von Johann l linrich \\'ichern auf dem 
Kirchentag von Wittenberg 1848. Aus diesem Anlaß wircl es 
sowohl bundesweit wie auch regional zahlreiche Veranstaltun­
gen geben. Dazu gehören u.Zl. eine Ausstellung im Deutschen 
Historischen i\fuseum in Berlin mit dem Titel ,.150 Jahre Inne­
re Mission 11nd Diakonie I S48 his 1998", die ,im 27. August 
1998 eröllnct wird. Für die i\rheil in den Gcmci11clcn uncl Schu­
len erscheint entsprechendes l\hiterial. Dem Wichcrnfcst in 
Hamburg im August schließt sich im September in Wittenberg 
die Tagung der Diakonischen Konferenz, ein Festakt und ein 
Kirchentag der Diakonie an. Die Öffentlichkeitsarbeit hat eine 
eigene Jubiläumskampagne entwickelt. Zahlreiche Publikatio­
nen werden erscheinen. Die Evangelische Kirche in Deutsch­
land wird eine Denkschrift herausgeben. Von besonderer Be­
deutung aber ist die Erstellung eines Leitbildes Diakonie mit 

eiern Titel „Diakonie - Damit Lehen gcl ingt''. Vorausgcg:1ngcn 
isl ein langer Prnlcl3 in Gcspriichcn. Diskussion. T,1gungen von 
Gruppen, Einzelpersonen und Inslitulioncn. Auch das Diakoni­
sche Werk in der Pommerschen Evangelischen Kirche hal sich 
mehrfach an diesem Prozeß beteiligt. Der endgültige Entwurf 
liegt jetzt vor. In 8 Thesen werden die Leitgedanken de1· Diako­
nie formuliert und erläutert. Nach der Ve1·ahschiedung durch 
die Diakonische Konferenz und den Diakonischen Ral rniichtcn 
oic ein ganz wichtiger Impuls rür die gezielte Wciler:1rhcit ;,:ur 
eigenen Standortbestimmung, inhaltlichen Vertiefung und 
Zielfindung in den diakonischen Dienslen und Einrichtungen 
in Deutschland sein. 

Für uns in der Po111111crschcn Evangelischen Kirche ist im .luhi-
1,iumsjahr ein Di:1konie-Kirchentag cim 12./13. Scptcmlwr 1998 
in Züssow und Greifswald geplant. Die Vorbereilunge11 dafür 
haben begonnen. Außerdem soll eine kleine Festschrift erschei­
nen. 

Feierlichkeiten sind wichtig und notwendig. sie helfen 1111,. den 
diakonischen Allt:1g mit den sich st:111dig vcriindcrnLlt-11 \ ler­
,lllsfordcrungen als die Schwachen, in denen C,ottes Kr,11 l mlich­
tig ist, mit Leben zu erfüllen und zu gestallcn. 

10. Weiterführung

\\'ic in jedem Lihr su ist auch dicscrn,11 dn Bericht des Lkiko­
nischen Werkes nur ein Ausschnitt aus der Fülle uncl Vielfalt 
diakonischer Dienste in unserer Landeskirche. Es gäbe weite­
res Interessantes zu berichten aus den rvlitgliedseinrichtungen, 
vom Baugeschehen. von den diakonischen Gemeinschaften und 
den weiteren Ühcrlcgungcn zum Di;1konat. von den rriihlichen 
und schmerzlichen E1lchnissen im di;1k"nischcn Allta.c:. 1011 der 
gewachsenen Parlncrschaft zu anderen Diakonischen \\'c1·ken, 
besonders in Schwerin. Rendsburg, Hamburg und Bremen und 
über die Verbindung zur Hauptgeschziftsstelle des Diakonischen 
\Verkes de_r Evangelischen Kirche in Deutschland in StutLgart 
und Berlin. Wir erleben erfrculichcrnei,c viel Engagement 11nd 
Einsat;-: diakonischer 1\litarhciterinnen und Mitarhciter. \\'ir cr­
lehen manchen /\ulb,iu von Dienstc11 und Einrichtungen. Wir 
erleben aber auch schmerzlich, daß die Spielräume wesentlich 
enger werden, dc1ß vor einigen Jahren gepflanzte Biiume ,chon 
wieder zurückgeschnitten werden müssen, daß Dienste nicht 
fortgeführt werden können, daß Menschen entlassen werden 
müssen, cla\3 Solid:1rilät nicht hiilt uml da!\ die Sch:1tlc11 des 
Leiclcns liingcr werden. rlaß es Gclinscn und Schcilcrn :2iht. 
Das alles schmerzt und tut weh und zeigt uns unsere Grenzen 
auf und macht uns unserer Schwachheit bewußt. Aber wir ver­
trauen darauf, daß das gilt, was Gott uns zuspricht: ,,Meine Kraft 
ist in den Schwachen mächtig." Diese Kraft wollen wir gern 

. für andere einsetzen. 

Roland Springborn 
Landespfarrer für Diakonie 
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